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Allgemeine Geschäfts -
bedingungen der 
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zur Lieferung von Strom
für den Eigenverbrauch
im Haushalt oder für 
berufliche, landwirtschaftli-
che oder gewerbliche Zwecke
bis 100.000 kWh Jahresver-
brauch
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nach dem EEG geförderte
erneuerbare Energien
Erdgas
sonstige fossile Energieträger
sonstige erneuerbare Energien
Kernenergie
Kohle

Deutschland
Radioaktiver Abfall: 0,0003 g/kWh
CO2-Emission: 421 g/kWh

Stadtwerke Stade
Radioaktiver Abfall: 0,00021 g/kWh
CO2-Emission: 353 g/kWh
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1. Vertragsschluss / Lieferbeginn
1.1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten

für die folgenden Produkte: StadeStrom2017, Stade -
Stromklima,StadeStromfix, StadeStromklimafix, Stade-
Stromonlinefix, StadeStromklimaonlinefix, StadeStromonline

und StadeStromklimaonline. Soweit einzelne Regelungen
nur auf einige dieser Produkte An wendung finden,
wird darauf gesondert hinge wiesen.

1.2. Das Angebot des Lieferanten in Prospekten, Anzei-
gen, Formularen etc. ist freibleibend. Maßgeblich
sind die bei Vertragsschluss geltenden Preise.

1.3. Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Lieferan-
ten in Textform unter Angabe des voraussichtlichen
Lieferbeginns zustande. Der tatsächliche Lieferbe-
ginn hängt davon ab, dass alle für die Belieferung
notwendigen Maßnahmen (Kündigung des bisheri-
gen Liefervertrages etc.) erfolgt sind. Gilt nur für
Verbraucher: Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ab-
lauf der Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355
Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde
fordert den Lieferanten hierzu ausdrücklich auf.

2. Umfang und Durchführung der Lieferung / Be-
freiung von der Leistungspflicht 

2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten
Bedarf an elektrischer Energie an seine vertraglich
benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die
Eigentumsgrenze des auf den (gegebenenfalls je-
weiligen) Zählpunkt bezogenen Netzanschlusses.
Zählpunkt ist der Ort, an dem der Energiefluss
mess technisch erfasst wird. 

2.2. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkei-
ten in der Elektrizitätsversorgung ist der Lieferant,
soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbe-
triebes einschließlich des Netzanschlusses handelt,
von seiner Leistungspflicht befreit. Zu den mögli-
chen Ansprüchen des Kunden gegen den Netzbetrei-
ber vgl. Ziffer 9. 

2.3. Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflicht
durch unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen
Einfluss haben und deren Abwendung mit einem an-
gemessenen technischen oder wirtschaftlichen Auf-
wand nicht erreicht werden kann (insbesondere
höhere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Ar-
beitskampfmaßnahmen, hoheitliche Anordnungen),
wesentlich erschwert oder unmöglich gemacht, so sind
die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten
befreit, solange diese Umstände und deren Folgen
nicht endgültig beseitigt sind.

2.4. Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht
befreit, soweit und solange der Netzbetreiber den
Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw.
der Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf
eigene Initiative unterbrochen hat. Schadensersatz-

ansprüche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben
für den Fall unberührt, dass den Lieferanten an der
Unterbrechung ein Verschulden trifft.

3. Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen /
Abrechnung / Anteilige Preisberechnung

3.1. Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messein -
richtungen des zuständigen Messstellenbetreibers
ermittelt. Die Ablesung der Mess ein rich tungen wird
vom Messstellenbetreiber, Messdienstleister, Netz-
betreiber, Lieferanten oder auf Verlangen des Lie-
feranten oder des Netzbetreibers kostenlos vom
Kunden durchgeführt. Der Lieferant wird den Kunden
rechtzeitig zu einer Selbstablesung auffordern. Die
Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke
der Abrechnung, anlässlich eines Lieferantenwechsels
oder bei Vorliegen eines berechtigten Interesses des
Lieferanten an einer Überprüfung der Ablesung. Der
Kunde kann einer Selbstablesung wi      der sprechen,
wenn ihm diese nicht zumutbar ist. Können die Mess -
einrichtungen nicht abgelesen werden oder zeigen
sie fehlerhaft an oder sind aus anderen Gründen
keine plausiblen Messwerte ver fügbar, ohne dass
den Lieferanten hieran jeweils ein Verschulden trifft,
so kann der Lieferant den Verbrauch auf der Grund-
lage der letzten Ablesung oder bei einem Neukunden
nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden jeweils
unter angemessener Berücksichtigung der tatsäch-
lichen Verhältnisse schätzen; dies gilt auch dann,
wenn der Kunde eine rechtzeitig angekündigte
Selbstablesung nicht oder verspätet vornimmt.

3.2. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung
dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten
des Messstellenbetreibers, des Netzbetreibers oder
des Lieferanten den Zutritt zu seinem Grundstück
und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur
Ermittlung der preislichen Bemessungsgrundlagen
oder zur Ablesung der Messeinrichtungen erforder-
lich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mittei-
lung an den Kunden oder durch Aushang am oder
im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens
eine Woche vor dem Betretungstermin erfolgen;
mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Der
Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messein-
richtungen zugänglich sind. Wenn der Kunde den
Zutritt unberechtigt verweigert oder behindert, stellt
der Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen
Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung.

3.3. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Ab-
schlagszahlungen verlangen. Der Lieferant berech-
net diese auf der Grundlage der Abrechnung der
vorangegangenen 12 Monate oder, sofern eine sol-
che Berechnung nicht möglich ist, nach dem 
durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kun-
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den. Macht der Kunde glaubhaft, dass der Ver-
brauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu
berücksichtigen.

3.4. Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrech-
nungszeitraumes, der 12 Monate nicht wesent lich
überschreitet, und zum Ende des Lieferverhältnisses
wird vom Lieferanten eine Abrechnung erstellt, in
welcher der tatsächliche Umfang der Belieferung
unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abge-
rechnet wird. Ergibt sich eine Abweichung der Ab-
schlagszahlungen von der Abrechnung der tatsäch-
 lichen Belieferung, so wird der zu viel oder zu wenig
berechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nach-
entrichtet oder mit der nächsten Abschlagszahlung
verrechnet. Der Kunde hat – abweichend von Satz 1 –
das Recht, eine kostenpflichtige monatliche, viertel-
jährliche oder halbjährliche Abrechnung zu wählen, die
auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung mit
dem Lieferanten erfolgt. Bei einer monatlichen Abrech -
nung entfällt das Recht des Lieferanten nach Ziffer 3.3.

3.5. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlan-
gen, eine Nachprüfung der Messeinrichtungen an
seiner Abnahmestelle durch eine Eichbehörde oder
eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne von
§ 40 Abs. 3 des Mess- und Eichgesetzes zu veranlas-
sen. Die Kosten der Nachprüfung fallen dem Kunden
nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen Ver-
kehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden.

3.6. Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen
eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrs-
fehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung
des Rechnungsbetrages festgestellt (wie z. B. auch
bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher
Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig be-
rechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nach-
entrichtet oder mit der nächsten Abschlagszahl-
ung verrechnet. Ansprüche nach dieser Ziffer sind
auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehen-
den Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die
Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren
Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der
Anspruch auf längstens drei Jahre beschränkt.

3.7. Ändern sich die vertraglichen Preise während des
Abrechnungszeitraumes, so erfolgt die Anpassung
des Grundpreises tagesgenau, die Arbeitspreise 
werden mengenanteilig berechnet. Die nach der
Preisänderung anfallenden Abschlagszahlungen
können entsprechend angepasst werden. 

4. Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungs-
verweigerung / Aufrechnung

4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach
Zugang der Rechnung, Abschläge zu dem vom Liefer -
anten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) festge-
legten Zeitpunkt fällig und ohne Abzug im Wege des
Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder Über -
weisung (auch durch Barüberweisung) zu zahlen. 

4.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der
Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durchset-
zung seiner Forderung ergreifen; fordert der Liefe -
rant erneut zur Zahlung auf oder lässt der Lieferant
den Betrag durch einen Beauftragten einziehen, stellt
der Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen
Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung.

4.3. Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum 
Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung
nur, sofern die ernsthafte Möglichkeit eines offen-
sichtlichen Fehlers besteht, oder sofern der in einer
Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtli-
chen Grund mehr als doppelt so hoch wie der ver-
gleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungs-
zeitraum ist und der Kunde eine Nachprüfung der
Messeinrichtung verlangt und solange durch die
Nachprüfung nicht die ordnungsgemäße Funktion
der Messeinrichtung festgestellt ist. Rechte des
Kunden nach § 315 BGB bleiben unberührt.

4.4. Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit un-
bestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegen-
ansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für
Ansprüche des Kunden gegen den Lieferanten auf-
grund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung
oder mangelhafter Erfüllung der Lieferpflicht.

5. Vorauszahlung / Sicherheitsleistung (Ziffer 5.3
bis 5.7 gelten nicht für Verbraucher)

5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche
Vorauszahlung in angemessener Höhe verlangen,
wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag
in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der
Kunde innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten
wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in sonstigen
begründeten Fällen. Bei Verlangen einer Vorauszah-
lung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Vor-
aussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die
Vorauszahlung ist frühestens zum Lieferbeginn fällig.
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Die Höhe der Vorauszahlung des Kunden entspricht den
für einen Zeitraum von bis zu zwei Liefermonaten zu lei-
stenden Zahlungen. Sie wird für den Vorauszahlungszeit-
raum aus dem durchschnittlichen monat lichen Verbrauch
des vorhergehenden Abrech nungs-
zeitraums und dem aktuellen Vertragspreis bzw.
– sollte kein vorhergehender Abrechnungszeitraum be-
stehen – aus dem durchschnittlichen monatlichen Ver-
brauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen
Vertragspreis ermittelt. Macht der Kunde glaubhaft, dass
sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies an -
gemessen zu berücksichtigen. Die Vorauszahlung wird
mit den jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag
zu leistenden Zahlungen verrechnet. Ergibt sich dabei
eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leisten-
den Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig berech-
nete Betrag unverzüglich
erstattet bzw. nachentrichtet. 
5.2. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der

Lieferant beim Kunden ein Vorkassensystem (z. B.
Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und be-
treiben.

5.3. Anstelle einer Vorauszahlung kann der Kunde nach
seiner Wahl in gleicher Höhe Sicherheit leisten.
Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist
eine Sicherheitsleistung nur zulässig in Form einer
unbedingten, unwiderruflichen, selbstschuldneri-
schen Bürgschaft einer europäischen Bank. Die sich
verbürgende Bank muss ein Rating im „A“-Bereich
von Standard & Poors oder ein gleichwertiges
Rating einer anderen international anerkannten
Rating-Agentur aufweisen. 

5.4. Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedi-
gen, sobald der Kunde mit seinen Zahlungsver-
pflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die
Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, in dem
dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungsver-
pflichtungen erforderlich ist.

5.5. Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.4 wird
der Lieferant dem Kunden unter Fristsetzung
schriftlich androhen, es sei denn nach den Umstän-
den des Einzelfalls besteht Grund zu der Annahme,
dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spät
erfolgen würde. Ist der Abschluss des Vertrages für
den Kunden ein Handelsgeschäft, beträgt die Frist
wenigstens eine Woche. In allen übrigen Fällen be-
trägt sie einen Monat. 

5.6. Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, 
soweit ihre Voraussetzungen weggefallen sind.

5.7. Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung
der Belieferung sowie zur Kündigung in Ziffer 8
bleiben unberührt.

6. Preise und Preisbestandteile / Zukünftige
Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auf-
erlegte Belastungen / Preisanpassung nach
billigem Ermessen

6.1. Der Preis setzt sich aus einem Grundpreis und ei nem
verbrauchsabhängigen Arbeitspreis zusammen. Der
Preis wird kalkuliert auf Grundlage der Kosten, die
für die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif an-
fallen. Er enthält folgende Kosten: Kosten für Ener-
giebeschaffung und Vertrieb, die Kosten für Mess-
  stellenbetrieb  – soweit diese Kosten dem Lieferanten
vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt wer-
den, die aus dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
folgenden Belastungen, das an den Netzbetreiber
abzuführende Netzentgelt, die vom Netzbetreiber
erhobene Umlage nach dem Kraft-Wärme-Kopplungs -
gesetz (KWKG), die Umlage nach § 19 Abs. 2 Strom-
NEV, die Offshore-Haftungsumlage nach § 17 f Abs.
5 EnWG, die abLa-Umlage nach § 18 Abs. 1 der Ver-
ordnung zu abschaltbaren Lasten (AbLaV), die
Stromsteuer  sowie die Konzessionsabgaben. Der
Lieferant ist berechtigt, mit grundzuständigen
Messstellenbetreibern Vereinbarungen zur Abrech-
nung der Entgelte für den Messstellenbetrieb mit
intelligenten Messsystemen und modernen Messein-
richtungen zu treffen, wonach der grundzuständi-
ger Messstellenbetreiber gegenüber dem Lieferanten
abrechnet, soweit der Lieferant sicherstellt, dass
eine zusätzliche Inanspruchnahme des Kunden für
diese Entgelte durch den grundzuständigen Mess-
stellenbetreiber ausgeschlossen ist.

6.2. Gilt nur für die Produkte StadeStrom2017,  StadeStrom klima,
StadeStromfix, StadeStromklimafix, StadeStromonlinefix, Stade -
Stromklimaonlinefix, StadeStromonline und StadeStromklimaonline:
Wird die Belieferung oder die Verteilung von elektri-
scher Energie nach Vertragsschluss mit zusätzlichen,
in Ziffern 6.1 und 6.3 nicht genannten Steuern oder
Abgaben belegt, erhöht sich das vom Kunden zu zah-
lende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten
in der jeweils geltenden Höhe. Satz 1 gilt entsprechend,
falls die Belieferung oder die Verteilung von elektri-
scher Energie nach Vertragsschluss mit einer hoheit-
lich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung
(d. h. keine Bußgelder o. ä.) belegt wird, soweit diese
unmittelbaren Einfluss auf die Kosten für die nach
diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die
Weiter gabe in der jeweils geltenden Höhe nach Satz
1 und 2 führt bei Erstattungen (z. B. in Form nega ti -
ver Umlagen) zu einer entsprechenden Preisredu-
zierung. Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, so weit
die Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres Ent-
stehens bereits bei Vertragsschluss konkret vorherseh -
bar waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung
der Weiterberechnung ent gegensteht. Eine Weiter-
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berechnung ist auf die Mehrkosten beschränkt, die
nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Rege-
lung dem einzelnen Vertragsverhältnis (z. B. nach
Kopf oder nach Verbrauch) zugeordnet werden können.
Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt
der Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird
über eine solche Weiterberechnung spätestens mit
der Rechnungsstellung informiert.

6.3. Zusätzlich fällt auf den Preis nach Ziffer 6.1 und
etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige
hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.2
die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an
(gesetzlicher Regelsatz nach § 12 Abs. 1 UStG der-
zeit: 19 %).  

6.4. Gilt nur für die Produkte StadeStrom2017, Stade-
Stromklima, StadeStromonline und StadeStromklimaonline: 
Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende
Höhe eines nach Ziffer 6.2 und 6.3 zu zahlenden
Preisbestandteils auf Anfrage mit.

6.5. Gilt nur für die Produkte StadeStrom2017, Stade-
Stromonline und StadeStromklimaonline:
Der Lieferant ist verpflichtet, die Preise nach Ziffer
6.1 – nicht hingegen etwaige zukünftige Steuern,
Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Bela-
stungen nach Ziffer 6.2 sowie die gesondert in der
jeweils geltenden Höhe an den Kunden weitergege-
bene Umsatzsteuer nach Ziffer 6.3 – durch einsei-
tige Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen
gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhöhungen oder
Ermäßigungen). Anlass für eine solche Preisanpas-
sung ist ausschließlich eine Änderung der in Ziffer
6.1 genannten Kosten. Der Lieferant überwacht
fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Um-
fang einer solchen Preisanpassung ist auf die Ver-
änderung der Kosten nach Ziffer 6.1 seit der jeweils
vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer
6.5 bzw. – sofern noch keine Preisanpassung nach
dieser Ziffer 6.5 erfolgt ist – seit Vertragsschluss bis
zum Zeitpunkt des geplanten Wirksamwerdens der
aktuellen Preis anpassung beschränkt. Kostenstei-
gerungen und Kostensenkungen sind bei jeder
Preisanpassung gegenläufig zu saldieren. Der Liefe -
rant ist verpflichtet, bei der Ausübung seines billi-
gen Er messens Kostensenkungen nach den gleichen
Maß stäben zu berücksichtigen wie Kosten er hö hun -
gen, so dass Kostensenkungen mindestens in gleichem
Umfang preiswirksam werden wie Kostener höhun -
gen. Der Kunde hat gemäß § 315 Abs. 3 BGB das
Recht, die Ausübung des billigen Ermessens des
Lieferanten gerichtlich überprüfen zu lassen. Ände-
rungen der Preise nach dieser Ziffer 6.6 sind nur auf
den Zeitpunkt der jeweiligen Vertragsverlängerung
möglich, erstmals zum Ablauf der vertraglichen
Erstlaufzeit. Preisanpassungen werden nur wirk-

sam, wenn der Lieferant dem Kunden die Änderun-
gen spätestens sechs Wochen vor dem geplanten
Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall
hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Preisanpassung zu kündigen.
Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mit-
teilung gesondert hingewiesen. 

6.6. Informationen über aktuelle Produkte und Tarife
erhält der Kunde unter Tel.-Nr. 04141/404-400 oder
im Internet unter www.stadtwerke-stade.de.

7. Änderungen des Vertrages und dieser Bedingungen
Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingun-
gen beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen
Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses (z. B. EnWG, StromGVV, StromNZV, MsbG,
höchstrichterliche Rechtsprechung, Entscheidungen
der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Äquiva-
lenzverhältnis kann nach Vertragsschluss durch un-
vorhersehbare Änderungen der gesetzlichen oder
sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzes -
änderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht
bereits – etwa in der Phase zwischen dem Abschluss
des förmlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem
Inkrafttreten – absehbar war), die der Lieferant nicht
veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat,
in nicht unbedeutendem Maße gestört werden.
Eben so kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag
und/oder diesen Bedingungen entstandene Lücke
nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durch-
führung des Vertrages entstehen lassen (etwa wenn
die Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam er-
klärt), die nur durch eine Anpassung oder Ergän-
zung zu beseitigen sind. In solchen Fällen ist der
Lieferant verpflichtet, den Vertrag und diese Bedin-
gungen – mit Ausnahme der Preise – unverzüglich
insoweit anzupassen und/oder zu ergänzen, als es
die Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses
von Leistung und Gegenleistung und/oder der Aus-
gleich entstandener Vertragslücken zur zumutbaren
Fort- und Durchführung des Vertragsverhältnisses
erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher Über-
leitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertra-
ges und dieser Bedingungen nach dieser Ziffer sind
nur zum Monatsersten möglich. Die Anpassung wird
nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die
Anpassung spätestens sechs Wochen vor dem ge-
planten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In die-
sem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der Vertragsanpassung zu
kündigen.  Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten
in der Mitteilung gesondert hingewiesen.



7

AG
B 

St
ro

m

8. Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung
(Ziffern 8.2 Satz 2, 8.5 und 8.6 gelten nicht für
Verbraucher)

8.1. Der Lieferant ist berechtigt, sofort die Lieferung ein-
zustellen und die Anschlussnutzung durch den zu-
ständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen,
wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße
schuldhaft Strom unter Umgehung, Beeinflussung
oder vor Anbringung der Messeinrichtungen ver-
wendet („Stromdiebstahl“) und die Unterbrechung
zur Verhinderung einer weiteren unberech- tigten
Energieentnahme erforderlich ist.

8.2. Bei Zahlungsverzug des Kunden ab einem Betrag von
mindestens EUR 100,00 inklusive Mahn- und Inkas-
sokosten ist der Lieferant ebenfalls berechtigt, die
Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung
durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen
zu lassen. Hat der Kunde eine Sicherheit geleistet,
gilt dies nur, sofern der Kunde mit einem Betrag im
Zahlungsverzug ist, der die Sicherheitsleistung um
mindestens EUR 100,00 übersteigt. Bei der Berech-
nung des Mindestbetrages bleiben nicht titulierte
Forderungen außer Betracht, die der Kunde schlüssig
beanstandet hat, oder die wegen einer Vereinbarung
zwischen Lieferanten und Kunden noch nicht fällig
sind, oder die aus einer streitigen und noch nicht
rechtskräftig entschiedenen Preiserhöhung des Lie-
feranten resultieren. Die Unterbrechung unterbleibt,
wenn die Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis
zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der
Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht,
dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nach-
kommt. Dem Kunden wird die Unterbrechung späte-
stens vier Wochen vorher angedroht und die Beauf-
tragung des Netzbetreibers mit der Unterbrechung
der Anschlussnutzung drei Werktage vorher unter An-
gabe des Zeitpunkts der Auftragserteilung angekün-
digt. Der Lieferant wird den Netzbetreiber zu dem in
der Ankündigung genannten Zeitpunkt beauftragen,
die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofür der
Netzbetreiber nach den Vorgaben des einheitlichen
Netznutzungsvertrages Strom sechs weitere Werktage
Zeit hat. Der Kunde wird den Lieferanten auf etwaige
Besonderheiten, die einer Unterbrechung zwingend
entgegenstehen, unverzüglich hinweisen.

8.3. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederher-
stellung der Belieferung sind vom Kunden zu erset-
zen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch
entstandenen Kosten nach tatsächlichem Aufwand
in Rechnung. Die Belieferung wird unverzüglich
wiederhergestellt, wenn die Gründe für die Unter-
brechung entfallen und die Kosten der Unterbre-
chung und Wiederherstellung bezahlt sind; sofern
keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur
Verkürzung der Unterbrechungszeit auch bei einer
erteilten Einzugsermächtigung unbenommen, die
Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung
unverzüglich mittels Überweisung zu zahlen.

8.4. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Ein-
haltung einer Frist gekündigt und die Lieferung
eingestellt werden. Mit Ausnahme der Zahlungsver-
pflichtungen nach Ziffer 3 des Auftragsformulars
enden die beiderseitigen Vertragspflichten mit so-
fortiger Wirkung. Der Lieferant muss den Kunden
unverzüglich beim zuständigen Verteilnetzbetreiber
abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden trotz
der Abmeldung (etwa wegen Bearbeitungsfristen
des Netzbetreibers, Prozessfristen der GPKE) über
den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung hinaus dem
Lieferanten bilanziell zugeordnet werden, schuldet
der Kunde für diese fortwährende Belieferung das
Entgelt nach diesem Vertrag. Ein wichtiger Grund
liegt insbesondere vor im Fall eines Stromdiebstahls
nach Ziffer 8.1, oder im Fall eines Zahlungsverzuges
unter den Voraussetzungen der Ziffer 8.2 Satz 1 bis 3.
Im letztgenannten Fall ist dem Kunden die Kündi-
gung mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen;
die Kündigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die
Folgen der Kündigung außer Verhältnis zur Schwere
des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde dar-
legt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er
seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. 

8.5. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangs -
vollstreckungsverfahren gegen das gesamte Vermögen
der anderen Partei oder eines wesentlichen Teils
dieses Vermögens eingeleitet wurde.

8.6. Darüber hinaus ist der Lieferant berechtigt, diesen 
Vertrag bei Vorliegen einer den Kunden betreffenden
negativen Auskunft der SCHUFA oder der Creditreform
insbesondere zu folgenden Punkten außerordentlich
zu kündigen: erfolglose Zwangsvollstreckung, erfolg-
lose Pfändung, eidesstattliche Versicherung zum Ver-
mögen, Restschuldbefreiung.
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9. Haftung
9.1. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung

oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsver-
sorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Stö-
rung des Netzbetriebes einschließlich des Netz -
anschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber
geltend zu machen (§ 18 NAV). 

9.2. Der Lieferant wird unverzüglich über die mit der
Schadensverursachung zusammenhängenden Tat-
sachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind
oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt
werden können und der Kunde dies wünscht.

9.3. In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der
Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungs-
gehilfen für schuldhaft verursachte Schäden aus-
geschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz
oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies
gilt nicht bei Schäden aus der Verletzung des Le-
bens, des Körpers oder der Gesundheit, oder der
schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erfüllung
die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages
überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhal-
tung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf
(sog. Kardinalpflichten).

9.4. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung
auf den Schaden, den die haftende Partei bei Ab-
schluss des Vertrages als mögliche Folge der Ver-
tragsverletzung vorausgesehen hat oder unter
Berücksichtigung der Umstände, die sie kannte
oder kennen musste, hätte voraussehen müssen. 

9.5. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes
bleiben unberührt.

10. Umzug / Übertragung des Vertrags
10.1.Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden

Umzug unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb
einer Frist von einem Monat nach seinem Umzug,
unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen An-
schrift und der neuen Stromzählernummer in Text-
form mitzuteilen.

10.2.Der Lieferant wird den Kunden – sofern kein Fall
nach Ziffer 10.3 vorliegt – an der neuen Entnahme-
stelle auf Grundlage des Vertrages weiterbeliefern.
Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs setzt
voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Um-
zugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat.

10.3. Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag
zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Um-
zugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des
bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines ande-
ren Netzbetreibers zieht. 

10.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer
10.1 aus Gründen, die dieser zu vertreten hat, und
wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch
sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere
Entnahmen an seiner bisherigen Entnahmestelle,
für die der Lieferant gegenüber dem örtlichen Netz-
betreiber einstehen muss und für die er von keinem
anderen Kunden eine Vergütung zu fordern berech-
tigt ist, nach den Preisen des Vertrages zu vergüten.
Die Pflicht des Lieferanten zur unverzüglichen Abmel -
dung der bisherigen Entnahmestelle und Ansprüche
des Lieferanten auf entgangenen Gewinn we gen
einer nicht oder verspätet erfolgten Belieferung an
der neuen Entnahmestelle bleiben unberührt.

10.5. Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten
aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen personell,
technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten
zu übertragen. Eine Übertragung ist dem Kunden
spätestens sechs Wochen vor dem Zeitpunkt der
Übertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzu -
teilen. Im Falle einer Übertragung hat der Kunde das
Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Übertragung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde
vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hinge-
wiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen
nach § 398 BGB sowie eine gesetzliche Rechtsnach-
folge, insbesondere bei Übertragungen im Sinne des
Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer
10.5 unberührt.
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11. Datenschutz 
Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten
des Auftraggebers nach den geltenden Datenschutz-
gesetzen, insbesondere der Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO). Details enthält die Information zur 
Verarbeitung personenbezogener Daten, die der Auftrag-
nehmer dem Auftraggeber mit Abschluss des Vertrages
gesondert zur Verfügung stellt.

12. Informationen zu Wartungsdiensten
und -entgelten / Lieferantenwechsel

12.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und 
-entgelten sind beim örtlichen Netzbetreiber erhältlich.

12.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgelt-
lich. Nach dem Wechsel ist der Lieferant verpflichtet,
dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen
Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums
mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Gründen, die
er nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht er-
mitteln kann, ist der geschätzte Verbrauch anzugeben.

13. Streitbeilegungsverfahren
(gilt nur für Verbraucher)

13.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellen-
betreiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstan -
dungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB
(Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss
oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens
(Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an
das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie
sowie die Messung der Energie betreffen, im Ver-
fahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von
vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu be-
antworten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an: 
Stadtwerke Stade GmbH, Hansestr. 18, 21682 Stade,
Tel. 04141/404-400, Fax 04141/404-175,
E-Mail: energie@stadtwerke-stade.de.

13.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungs-
stelle nach § 111b EnWG zur Durchführung eines
Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unter-
nehmen der Beschwerde nicht innerhalb der Bear-
beitungsfrist abgeholfen hat oder erklärt hat, der
Beschwerde nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt
unberührt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem
Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen.
Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlich-
tungsstelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß
§ 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten,
die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren
nach dem EnWG zu beantragen, bleibt unberührt.

13.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind der -
zeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstr. 133,
10117 Berlin, Tel. 030/27572400, Fax: 030/275724069,
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de,
Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de.

13.4. Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten
sind erhältlich über den Verbraucherservice der Bun-
desnetzagentur für den Bereich Elektrizität und Gas,
Postfach 8001, 53105 Bonn, Tel. 030/22480-500
oder 01805/101000, Fax: 030/22480-323, E-Mail:
verbraucherservice-energie@bnetza.de.

13.5. Verbraucher haben die Möglichkeit, über die On-
line-Streitbeilegungs-Plattform (OS-Plattform) der
Europäischen Union kostenlose Hilfestellung für
die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde zu
einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstlei-
stungsvertrag sowie Informationen über die Ver-
fahren an den Verbraucherschlichtungsstellen in der
Europäischen Union zu erhalten. Die OS-
Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen 
werden: http://ec.europa.eu/consumer/odr/. 
Unsere E-Mail-Adresse lautet: energie@stadtwerke-
stade.de.

14. Gerichtsstand (gilt nicht für Verbraucher)
Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Han-
delsgesetzbuches, juristische Personen des öffent-
lichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sonderver-
mögen ist ausschließlich Stade. Das Gleiche gilt,
wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand
im Inland hat.

15. Kostenpauschalen
Es fallen Mahnkosten pro Mahnschreiben (Ziffer 4.2)
z. B. für Papier, Druck, Kuvertierung und Porto an.
In den Bruttobeträgen ist die Umsatzsteuer in der
gesetzlich festgelegten Höhe (derzeit 19 %) enthalten;
wird kein Bruttobetrag genannt, besteht derzeit
keine Umsatzsteuerpflicht.

16. Schlussbestimmungen
16.1. Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche

Nebenabreden bestehen nicht.
16.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages un-

wirksam oder undurchführbar sein oder werden, so
bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt.
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Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung von 
Haushaltskunden und die Ersatzversorgung mit Elektrizität aus dem 
Niederspannungsnetz (Stromgrundversorgungsverordnung – StromGVV)

StromGVV, Ausfertigungsdatum: 26.10.2006

Vollzitat:
„Stromgrundversorgungsverordnung vom 26. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2391),
die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 29. August 2016 (BGBl. I S. 2034) geändert worden ist“
Stand:  Zuletzt geändert durch Art. 9 G v. 29.8.2016 I 2034

Fußnote
Textnachweis ab: 8.11.2006
Die V wurde als Artikel 1 der V v. 26.10.2006 I 2391 vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz mit Zustimmung
des Bundesrates erlassen. Sie ist gem. Art. 3 dieser V am 8.11.2006 in Kraft getreten.
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Teil 1 Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen
(1) Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingun-

gen, zu denen Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men Haushaltskunden in Niederspannung im
Rahmen der Grundversorgung nach § 36 Abs. 1 des
Energiewirtschaftsgesetzes zu Allgemeinen Preisen
mit Elektrizität zu beliefern haben. Die Bestimmun-
gen dieser Verordnung sind Bestandteil des Grund-
versorgungsvertrages zwischen Grundversorgern
und Haushaltskunden. Diese Verordnung regelt zu-
gleich die Bedingungen für die Ersatz versorgung
nach § 38 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes.
Sie gilt für alle nach dem 12. Juli 2005 abgeschlos-
senen Versorgungsverträge, soweit diese nicht vor
dem 8. November 2006 beendet worden sind.

(2) Kunden im Sinne dieser Verordnung sind der Haus-
haltskunde und im Rahmen der Ersatzversorgung
der Letztverbraucher.

(3) Grundversorger im Sinne dieser Verordnung ist ein
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, das nach 
§ 36 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes in einem
Netzgebiet die Grundversorgung mit Elektrizität
durchführt.

§ 2 Vertragsschluss
(1) Der Grundversorgungsvertrag soll in Textform abge-

schlossen werden. Ist er auf andere Weise zustande
gekommen, so hat der Grundversorger den Vertrags-
schluss dem Kunden unverzuglich in Textform zu
bestätigen.

(2) Kommt der Grundversorgungsvertrag dadurch zu-
stande, dass Elektrizität aus dem Elektrizitätsver-
sorgungsnetz der allgemeinen Versorgung ent -
nom men wird, über das der Grundversorger die
Grundversorgung durchführt, so ist der Kunde ver-
pflichtet, dem Grundversorger die Entnahme von
Elektrizität unverzüglich in Textform mitzuteilen.
Die Mitteilungspflicht gilt auch, wenn die Belieferung
des Kunden durch ein Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen endet und der Kunde kein anschließendes
Lieferverhältnis mit einem anderen Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen begründet hat.

(3) Ein Grundversorgungsvertrag oder die Bestätigung
des Vertrages muss alle für einen Vertragsschluss
notwendigen Angaben enthalten, insbesondere
auch:
1. Angaben zum Kunden (Firma, Registergericht

und Registernummer oder Familienname und
Vorname sowie Adresse und Kundennummer),

2. Angaben über die Anlagenadresse und die Be-
zeichnung des Zählers oder den Aufstellungsort
des Zählers,

3. Angaben zum Grundversorger (Firma, Register-
gericht, Registernummer und Adresse),

4. Angaben zum Netzbetreiber, in dessen Netzge-
biet die Grundversorgung durchgeführt wird
(Firma, Registergericht, Registernummer und
Adresse) und

5. Angaben zu den Allgemeinen Preisen nach § 36
Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes, wobei
folgende Belastungen, soweit sie Kalkulations-
bestandteil der geltenden Allgemeinen Preise
sind, gesondert auszuweisen sind:

a) die Stromsteuer nach § 3 des Stromsteuergeset-
zes vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 378; 2000 I
S. 147), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2436, 2725)
geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung,

b) die Konzessionsabgabe nach Maßgabe des § 4
Absatz 1 und 2 der Konzessionsabgabenverord-
nung vom 9. Januar 1992 (BGBl. I S. 12, 407),
die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 4 der Verord-
nung vom 1. November 2006 (BGBl. I S. 2477)
geändert worden ist,

c) jeweils gesondert die Umlagen und Aufschläge
nach § 60 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes, § 26 des Kraft-Wärme-Kopplungsgeset-
zes, § 19 Absatz 2 der Stromnetz entgelt ver-
ordnung, § 17f Absatz 5 des Energiewirtschafts-
gesetzes und § 18 der Verordnung zu abschalt-
baren Lasten vom 28. Dezember 2012 (BGBl. I S.
2998),

d) jeweils gesondert die Netzentgelte und die Ent -
gelte der Betreiber von Energieversorgungsnet-
zen für den Messstellenbetrieb und die Messung.

Wenn dem Grundversorger die Angaben nach Satz 1
Nummer 1 nicht vorliegen, ist der Kunde verpflichtet,
sie dem Grundversorger auf Anforderung mitzuteilen.
Zusätzlich zu den Angaben nach Satz 1 Nummer 5 hat
der Grundversorger den auf die Grundversorgung entfal-
lenden Kostenanteil anzugeben, der sich rechnerisch
nach Abzug der Umsatzsteuer und der Belastungen nach
Satz 1 Nummer 5 von dem Allgemeinen Preis ergibt, und
diesen Kostenanteil getrennt zu benennen. Der Grund-
versorger hat die jeweiligen Belastungen nach Satz 1
Nummer 5 sowie die Angaben nach Satz 3 in ihrer je-
weiligen Höhe mit der Veröffentlichung der Allgemeinen
Preise nach § 36 Absatz 1 Satz 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes auf seiner Internetseite zu veröffentlichen. Auf
die Veröffentlichung der jeweiligen Höhe der in Satz 1
Nummer 5 Buchstabe c genannten Belastungen auf
einer Informationsplattform der deutschen Übertra-
gungsnetzbetreiber hat der Grundversorger ergänzend
hinzuweisen. Zusätzlich ist in dem Vertrag oder der Ver-
tragsbestätigung hinzuweisen auf
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1. die Allgemeinen Bedingungen und auf diese er-
gänzende Bedingungen,

2. die Möglichkeit des Kunden, Anspruche wegen
Versorgungsstörungen gegen den Netzbetreiber
nach § 6 Absatz 3 Satz 1 geltend zu machen und

3. das Recht des Kunden nach § 111b Absatz 1 Satz 1
des Energiewirtschaftsgesetzes eine Schlichtungs-
stelle anzurufen, die Anschrift und die Webseite
der zuständigen Schlichtungsstelle, die Verpflich-
tung des Lieferanten zur Teilnahme am Schlich-
tungsverfahren sowie auf den Verbraucherservice
der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektri-
zität und Gas und dessen Anschrift.

Die Hinweise nach Satz 6 Nummer 3 hat der Grund-
versorger auch auf seiner Internetseite zu veröffent-
lichen.

(4) Der Grundversorger ist verpflichtet, jedem Neukun-
den rechtzeitig vor Vertragsschluss und in den Fällen
des Absatzes 1 Satz 2 mit der Bestätigung des Ver-
tragsschlusses sowie auf Verlangen den übrigen
Kunden die Allgemeinen Bedingungen unentgelt-
lich auszuhändigen. Satz 1 gilt entsprechend für
die ergänzenden Bedingungen; diese hat der
Grundversorger öffentlich bekannt zu geben und
auf seiner Internetseite zu veröffentlichen.

(5) Der Abschluss eines Grundversorgungsvertrages
darf nicht davon abhängig gemacht werden, dass
Zahlungsrückstände eines vorherigen Anschlussnut-
zers beglichen werden.

§ 3 Ersatzversorgung
(1) Für die Ersatzversorgung nach § 38 des Energiewirt-

schaftsgesetzes gelten die §§ 4 bis 8, 10 bis 19 und
22 sowie für die Beendigung der Ersatzversorgung
nach § 38 Abs. 2 Satz 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes § 20 Abs. 3 entsprechend; § 11 Abs. 2 gilt
mit der Maßgabe, dass der Grundversorger den
Energieverbrauch auf Grund einer rechnerischen
Abgrenzung schätzen und den anteiligen Verbrauch
in Rechnung stellen darf.

(2) Der Grundversorger hat dem Kunden unverzüglich
nach Kenntnisnahme den Zeitpunkt des Beginns
und des Endes der Ersatzversorgung in Textform
mitzuteilen. Dabei hat er ebenfalls mitzuteilen,
dass spätestens nach dem Ende der Ersatzversor-
gung zur Fortsetzung des Elektrizitätsbezugs der
Abschluss eines Bezugsvertrages durch den Kunden
erforderlich ist; auf § 2 Abs. 2 ist hinzuweisen.

Teil 2 Versorgung

§ 4 Bedarfsdeckung
Der Kunde ist für die Dauer des Grundversorgungsver-
trages verpflichtet, seinen gesamten leitungsgebunde-

nen Elektrizitätsbedarf aus den Elektrizitätslieferungen
des Grundversorgers zu decken. Ausgenommen ist die
Bedarfsdeckung durch Eigenanlagen der Kraft-Wärme-
Kopplung bis 50 Kilowatt elektrischer Leistung und aus
Erneuerbaren Energien; ferner durch Eigenanlagen, die
ausschließlich der Sicherstellung des Elektrizitätsbedarfs
bei Aussetzen der Grundversorgung dienen (Notstrom-
aggregate). Notstromaggregate dürfen außerhalb ihrer
eigentlichen Bestimmungen nicht mehr als 15 Stunden
monatlich zur Erprobung betrieben werden.

§ 5 Art der Versorgung; Änderungen der Allgemeinen
Preise und ergänzenden Bedingungen
(1) Welche Stromart (Drehstrom oder Wechselstrom)

und Spannungsart für das Vertragsverhältnis maß-
gebend sein sollen, ergibt sich aus der Stromart und
Spannung des jeweiligen Elektrizitätsversorgungs-
netzes der allgemeinen Versorgung, an das die An-
lage, über die der Kunde Strom entnimmt,
angeschlossen ist.

(2) Änderungen der Allgemeinen Preise und der ergän-
zenden Bedingungen werden jeweils zum Monats-
beginn und erst nach öffentlicher Bekanntgabe
wirksam, die mindestens sechs Wochen vor der be-
absichtigten Änderung erfolgen muss. Der Grund-
versorger ist verpflichtet, zu den beabsichtigten
Änderungen zeitgleich mit der öffentlichen Be-
kanntgabe eine briefliche Mitteilung an den Kun-
den zu versenden und die Änderungen auf seiner
Internetseite zu veröffentlichen; hierbei hat er den
Umfang, den Anlass und die Voraussetzungen der
Änderung sowie den Hinweis auf die Rechte des
Kunden nach Absatz 3 und die Angaben nach § 2
Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 und Satz 3 in übersicht-
licher Form anzugeben.

(3) Im Fall einer Änderung der Allgemeinen Preise oder
ergänzenden Bedingungen hat der Kunde das
Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Änderungen zu kündigen. Änderungen der Allge-
meinen Preise und der ergänzenden Bedingungen
werden gegenüber demjenigen Kunden nicht wirk-
sam, der bei einer Kündigung des Vertrages mit
dem Grundversorger die Einleitung eines Wechsels
des Versorgers durch entsprechenden Vertrags-
schluss innerhalb eines Monats nach Zugang der
Kündigung nachweist.

§ 5a Kalkulatorische Neuermittlung bei Änderungen
staatlich gesetzter oder regulierter Belastungen
(1) Bei Änderungen der Belastungen nach § 2 Absatz

3 Satz 1 Nummer 5, die in die Kalkulation des All-
gemeinen Preises eingeflossen sind, ist der Grund-



13

St
ro

m
gr

un
dv

er
so

rg
un

gs
ve

ro
rd

nu
ng

 S
tr

om
GV

V

versorger unter Beachtung der geltenden gesetz -
lichen Bestimmungen berechtigt, die Allgemeinen
Preise jederzeit neu zu ermitteln und dabei die Än-
derung in das Ergebnis der Kalkulation einfließen
zu lassen. Sinkt der Saldo der Belastungen nach
§ 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a bis c,
ist der Grundversorger abweichend von Satz 1 ver-
pflichtet, die Allgemeinen Preise unverzüglich neu
zu ermitteln und dabei den gesunkenen Saldo in
das Ergebnis der Kalkulation einfließen zu lassen.
Die Verpflichtung zur Neuermittlung nach Satz 2
entsteht in dem Zeitraum vom 15. Oktober bis 31.
Dezember eines Jahres erst, wenn alle von Satz 1
erfassten Belastungen für das Folgejahr feststehen.

(2) Sonstige Rechte und Verpflichtungen zur Neukalku-
lation und die Rechte und Verpflichtungen in Bezug
auf Änderungen der Allgemeinen Preise sowie die
Pflichten des Grundversorgers nach § 5 Absatz 2
und die Rechte des Kunden nach § 5 Absatz 3 blei-
ben unberührt.

§ 6 Umfang der Grundversorgung
(1) Der Grundversorger ist im Interesse des Kunden ver-

pflichtet, die für die Durchführung der Grundver-
sorgung erforderlichen Verträge mit Netzbetreibern
abzuschließen. Er hat die ihm möglichen Maßnah-
men zu treffen, um dem Kunden am Ende des Netz-
anschlusses, zu dessen Nutzung der Kunde nach der
Niederspannungsanschlussverordnung berechtigt
ist, zu den jeweiligen Allgemeinen Preisen und Be-
dingungen Elektrizität zur Verfügung zu stellen. Die
Elektrizität wird im Rahmen der Grundversorgung
für die Zwecke des Letztverbrauchs geliefert.

(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, den Elektrizi-
tätsbedarf des Kunden im Rahmen des § 36 des
Energiewirtschaftsgesetzes zu befriedigen und für
die Dauer des Grundversorgungsvertrages im ver-
traglich vorgesehenen Umfang nach Maßgabe des
Absatzes 1 jederzeit Elektrizität zur Verfügung zu
stellen. Dies gilt nicht,
1. soweit die Allgemeinen Preise oder Allgemeinen Be-

dingungen zeitliche Beschränkungen vorsehen,
2. soweit und solange der Netzbetreiber den Netzan-

schluss und die Anschlussnutzung nach § 17 der
Niederspannungsanschlussverordnung oder § 24
Abs. 1, 2 und 5 der Niederspannungsanschlussver-
ordnung unterbrochen hat oder

3. soweit und solange der Grundversorger an der Er-
zeugung, dem Bezug oder der vertragsgemäßen
Lieferung von Elektrizität durch höhere Gewalt
oder sonstige Umstände, deren Beseitigung ihm
nicht möglich ist oder im Sinne des § 36 Abs. 1 Satz 2
des Energiewirtschaftsgesetzes wirtschaftlich
nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

(3) Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkei-
ten in der Elektrizitätsversorgung ist, soweit es sich
um Folgen einer Störung des Netzbetriebs ein-
schließlich des Netzanschlusses handelt, der Grund-
versorger von der Leistungspflicht befreit. Satz 1 gilt
nicht, soweit die Unterbrechung auf nicht berech-
tigten Maßnahmen des Grundversorgers nach § 19
beruht. Der Grundversorger ist verpflichtet, seinen
Kunden auf Verlangen unverzüglich über die mit der
Schadensverursachung durch den Netzbetreiber zu-
sammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft
zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in
zumutbarer Weise aufgeklärt werden können.

§ 7 Erweiterung und Änderung von Anlagen und
Verbrauchsgeräten; Mitteilungspflichten
Erweiterungen und Änderungen von Kundenanlagen
sowie die Verwendung zusätzlicher Verbrauchsgeräte
sind dem Grundversorger mitzuteilen, soweit sich da-
durch preisliche Bemessungsgrößen ändern. Nähere Ein-
zelheiten uber den Inhalt der Mitteilung kann der
Grundversorger in ergänzenden Bedingungen regeln.

Teil 3 Aufgaben und Rechte des Grundversorgers

§ 8 Messeinrichtungen
(1) Die vom Grundversorger gelieferte Elektrizität wird

durch die Messeinrichtungen nach den Vorschriften
des Messstellenbetriebsgesetzes festgestellt.

(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, auf Verlangen
des Kunden jederzeit eine Nachprüfung der Mess-
einrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine
staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40
Absatz 3 des Mess- und Eichgesetzes beim Messstel-
lenbetreiber zu veranlassen. Stellt der Kunde den
Antrag auf Prüfung nicht bei dem Grundversorger,
so hat er diesen zugleich mit der Antragstellung zu
benachrichtigen. Die Kosten der Prüfung fallen dem
Grundversorger zur Last, falls die Abweichung die
gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet,
sonst dem Kunden.

§ 9 Zutrittsrecht
Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem
mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Netz-
betreibers, des Messstellenbetreibers oder des Grundver-
sorgers den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen
Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung preis-
licher Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der
Messeinrichtungen nach § 11 erforderlich ist. Die Be-
nachrichtigung kann durch Mitteilung an die jeweiligen
Kunden oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus
erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem Be-
tretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin



14

St
ro

m
gr

un
dv

er
so

rg
un

gs
ve

ro
rd

nu
ng

 S
tr

om
GV

V

ist anzubieten. Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen,
dass die Messeinrichtungen zugänglich sind.

§ 10 Vertragsstrafe
(1) Verbraucht der Kunde Elektrizität unter Umgehung,

Beeinflussung oder vor Anbringung der Messein-
richtungen oder nach Unterbrechung der Grundver-
sorgung, so ist der Grundversorger berechtigt, eine
Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist für die Dauer
des unbefugten Gebrauchs, längstens aber für sechs
Monate auf der Grundlage einer täglichen Nutzung
der unbefugt verwendeten Verbrauchsgeräte von bis
zu zehn Stunden nach dem für den Kunden gelten-
den Allgemeinen Preis zu berechnen.

(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden,
wenn der Kunde vorsätzlich oder grob fahrlässig die
Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erfor-
derlichen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe
beträgt das Zweifache des Betrages, den der Kunde
bei Erfüllung seiner Verpflichtung nach dem für ihn
geltenden Allgemeinen Preis zusätzlich zu zahlen
gehabt hätte. Sie darf längstens für einen Zeitraum
von sechs Monaten verlangt werden.

(3) Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der
Beginn der Mitteilungspflicht nicht festzustellen, so
kann die Vertragsstrafe in entsprechender Anwen-
dung der Absätze 1 und 2 für einen geschätzten
Zeitraum, der längstens sechs Monate betragen
darf, erhoben werden.

Teil 4 Abrechnung der Energielieferung

§ 11 Ablesung
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, für Zwecke der

Abrechnung die Ablesedaten zu verwenden, die er
vom Netzbetreiber oder vom Messstellenbetreiber
oder von dem die Messung durchführenden Dritten
erhalten hat.

(2) Der Grundversorger kann die Messeinrichtungen
selbst ablesen oder verlangen, dass diese vom Kun-
den abgelesen werden, wenn dies
1. zum Zwecke einer Abrechnung nach § 12 Abs. 1,
2. anlässlich eines Lieferantenwechsels oder
3. bei einem berechtigten Interesse des Grundversor -

gers an einer Überprüfung der Ablesung erfolgt.
Der Kunde kann einer Selbstablesung im Einzel-
fall widersprechen, wenn diese ihm nicht zumut-
bar ist. Der Grundversorger darf bei einem be -
rechtigten Widerspruch nach Satz 2 für eine ei-
gene Ablesung kein gesondertes Entgelt verlangen.

(3) Wenn der Netzbetreiber oder der Grundversorger das
Grundstück und die Räume des Kunden nicht zum
Zwecke der Ablesung betreten kann, darf der Grund-
versorger den Verbrauch auf der Grundlage der letzten

Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem Ver-
brauch vergleichbarer Kunden unter angemessener
Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse
schätzen. Dasselbe gilt, wenn der Kunde eine verein-
barte Selbstablesung nicht oder verspätet vornimmt.

§ 12 Abrechnung
(1) Der Elektrizitätsverbrauch wird nach Maßgabe des

§ 40 Absatz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes ab-
gerechnet.

(2) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraums
die verbrauchsabhängigen Preise, so wird der für die
neuen Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig
berechnet; jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen
sind auf der Grundlage der für Haushaltskunden
maßgeblichen Erfahrungswerte angemessen zu berück -
sichtigen. Entsprechendes gilt bei Änderung des Um -
satzsteuersatzes und erlösabhängiger Abgabensätze.

(3) Im Falle einer Belieferung nach § 2 Abs. 2 ist ent-
sprechend Absatz 2 Satz 1 eine pauschale zeitantei li -
ge Berechnung des Verbrauchs zulässig, es sei denn,
der Kunde kann einen geringeren als den von dem
Grundversorger angesetzten Verbrauch nachweisen.

§ 13 Abschlagszahlungen
(1) Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerech-

net, so kann der Grundversorger für die nach der
letzten Abrechnung verbrauchte Elektrizität eine
Abschlagszahlung verlangen. Diese ist anteilig für
den Zeitraum der Abschlagszahlung entsprechend
dem Verbrauch im zuletzt abgerechneten Zeitraum
zu berechnen. Ist eine solche Berechnung nicht
möglich, so bemisst sich die Abschlagszahlung nach
dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer
Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Ver-
brauch erheblich geringer ist, so ist dies angemes-
sen zu berücksichtigen.

(2) Ändern sich die Allgemeinen Preise, so können die
nach der Preisänderung anfallenden Abschlagszah-
lungen mit dem Vomhundertsatz der Preisänderung
entsprechend angepasst werden.

(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Ab-
schlagszahlungen verlangt wurden, so ist der über-
steigende Betrag unverzüglich zu erstatten,
spätestens aber mit der nächsten Abschlagsforde-
rung zu verrechnen. Nach Beendigung des Versor-
gungsverhältnisses sind zu viel gezahlte Abschläge
unverzüglich zu erstatten.

§ 14 Vorauszahlungen
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, für den Elektrizi-

tätsverbrauch eines Abrechnungszeitraums Voraus-
zahlung zu verlangen, wenn nach den Umständen
des Einzelfalles Grund zu der Annahme besteht,
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dass der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. Bei Verlan-
gen einer Vorauszahlung ist der Kunde hierüber
ausdrücklich und in verständlicher Form zu unter-
richten. Hierbei sind mindestens der Beginn, die
Höhe und die Gründe der Vorauszahlung sowie die
Voraussetzungen für ihren Wegfall anzugeben.

(2) Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem Ver-
brauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums
oder dem durchschnittlichen Verbrauch vergleich-
barer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass
sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies an-
gemessen zu berücksichtigen. Erstreckt sich der Ab-
rechnungszeitraum über mehrere Monate und
erhebt der Grundversorger Abschlagszahlungen, so
kann er die Vorauszahlung nur in ebenso vielen
Teilbeträgen verlangen. Die Vorauszahlung ist bei
der nächsten Rechnungserteilung zu verrechnen.

(3) Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der
Grundversorger beim Kunden einen Bargeld- oder
Chipkartenzähler oder sonstige vergleichbare Vor-
kassensysteme einrichten.

§ 15 Sicherheitsleistung
(1) Ist der Kunde zur Vorauszahlung nach § 14 nicht be-

reit oder nicht in der Lage, kann der Grundversorger
in angemessener Höhe Sicherheit verlangen.

(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz
nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verzinst.

(3) Ist der Kunde in Verzug und kommt er nach erneu-
ter Zahlungsaufforderung nicht unverzüglich seinen
Zahlungsverpflichtungen aus dem Grundversorgungs-
verhältnis nach, so kann der Grundversorger die Si-
cherheit verwerten. Hierauf ist in der Zahlungsauf-
forderung hinzuweisen. Kursverluste beim Verkauf
von Wertpapieren gehen zu Lasten des Kunden.

(4) Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, wenn
keine Vorauszahlung mehr verlangt werden kann.

§ 16 Rechnungen und Abschläge
(1) Vordrucke für Rechnungen und Abschläge müssen

einfach verständlich sein. Die für die Forderung maß -
geblichen Berechnungsfaktoren sind vollständig
und in allgemein verständlicher Form auszuweisen.

(2) Der Grundversorger hat in den ergänzenden Bedin-
gungen mindestens zwei mögliche Zahlungsweisen
anzugeben.

§ 17 Zahlung, Verzug
(1) Rechnungen und Abschläge werden zu dem vom

Grundversorger angegebenen Zeitpunkt, frühestens
jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsauf-
forderung fällig. Einwände gegen Rechnungen und
Abschlagsberechnungen berechtigen gegenüber

dem Grundversorger zum Zahlungsaufschub oder
zur Zahlungsverweigerung nur,
1. soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offen-

sichtlichen Fehlers besteht oder
2. sofern
a) der in einer Rechnung angegebene Verbrauch

ohne ersichtlichen Grund mehr als doppelt so
hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorhe-
rigen Abrechnungszeitraum ist und

b) der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrich-
tung verlangt und solange durch die Nachprü-
fung nicht die ordnungsgemäße Funktion des
Messgeräts festgestellt ist. § 315 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs bleibt von Satz 2 unberührt.

(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann der Grund-
versorger, wenn er erneut zur Zahlung auffordert
oder den Betrag durch einen Beauftragten einzie-
hen lässt, die dadurch entstandenen Kosten für
strukturell vergleichbare Fälle pauschal berechnen;
die pauschale Berechnung muss einfach nachvoll-
ziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten
nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die
Berechnungsgrundlage nachzuweisen.

(3) Gegen Ansprüche des Grundversorgers kann vom
Kunden nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig
festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden.

§ 18 Berechnungsfehler
(1) Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine

Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen oder wer-
den Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages
festgestellt, so ist die Überzahlung vom Grundver-
sorger zurückzuzahlen oder der Fehlbetrag vom
Kunden nachzuentrichten. Ist die Größe des Fehlers
nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Mess-
einrichtung nicht an, so ermittelt der Grundversorger
den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehler-
freien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch
des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des
Fehlers nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf
Grund des vorjährigen Verbrauchs durch Schätzung;
die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu
berücksichtigen. Bei Berechnungsfehlern auf Grund
einer nicht ordnungsgemäßen Funktion einer Mess-
einrichtung ist der vom Messstellenbetreiber ermit-
telte und dem Kunden mitgeteilte korrigierte
Verbrauch der Nachberechnung zu Grunde zu legen.

(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststel-
lung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum
beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers
kann über einen größeren Zeitraum festgestellt wer-
den; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens
drei Jahre beschränkt.
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Teil 5 Beendigung des Grundversorgungsverhältnisses

§ 19 Unterbrechung der Versorgung
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, die Grundversor-

gung ohne vorherige Androhung durch den Netzbe-
treiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde dieser
Verordnung in nicht unerheblichem Maße schuldhaft
zuwiderhandelt und die Unterbrechung erforderlich
ist, um den Gebrauch von elektrischer Arbeit unter
Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der
Messeinrichtungen zu verhindern.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei
der Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung
trotz Mahnung, ist der Grundversorger berechtigt,
die Grundversorgung vier Wochen nach Androhung
unterbrechen zu lassen und den zuständigen Netz-
betreiber nach § 24 Abs. 3 der Niederspannungs-
anschlussverordnung mit der Unterbrechung der
Grundversorgung zu beauftragen. Dies gilt nicht,
wenn die Folgen der Unterbrechung außer Verhält-
nis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen oder
der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht be-
steht, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt.
Der Grundversorger kann mit der Mahnung zugleich
die Unterbrechung der Grundversorgung androhen,
sofern dies nicht außer Verhältnis zur Schwere der
Zuwiderhandlung steht. Wegen Zahlungsverzuges
darf der Grundversorger eine Unterbrechung unter
den in den Sätzen 1 bis 3 genannten Voraussetzun-
gen nur durchführen lassen, wenn der Kunde nach
Abzug etwaiger Anzahlungen mit Zahlungsver-
pflichtungen von mindestens 100 Euro in Verzug
ist. Bei der Berechnung der Höhe des Betrages nach
Satz 4 bleiben diejenigen nicht titulierten Forderun-
gen außer Betracht, die der Kunde form- und frist-
gerecht sowie schlüssig begründet beanstandet hat.
Ferner bleiben diejenigen Rückstände außer Be-
tracht, die wegen einer Vereinbarung zwischen Ver-
sorger und Kunde noch nicht fällig sind oder die
aus einer streitigen und noch nicht rechtskräftig
entschiedenen Preiserhöhung des Grundversorgers
resultieren.

(3) Der Beginn der Unterbrechung der Grundversorgung
ist dem Kunden drei Werktage im Voraus anzukün-
digen.

(4) Der Grundversorger hat die Grundversorgung unver-
züglich wiederherstellen zu lassen, sobald die
Gründe für ihre Unterbrechung entfallen sind und
der Kunde die Kosten der Unterbrechung und Wie-
derherstellung der Belieferung ersetzt hat. Die Kosten
können für strukturell vergleichbare Fälle pauschal
berechnet werden; die pauschale Berechnung muss
einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf

die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu er-
wartenden Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen
des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzu-
weisen. Der Nachweis geringerer Kosten ist dem
Kunden zu gestatten.

§ 20 Kündigung
(1) Der Grundversorgungsvertrag kann mit einer Frist

von zwei Wochen gekündigt werden. Eine Kündigung
durch den Grundversorger ist nur möglich, soweit eine
Pflicht zur Grundversorgung nach § 36 Abs. 1 Satz 2
des Energiewirtschaftsgesetzes nicht besteht.

(2) Die Kündigung bedarf der Textform. Der Grundver-
sorger soll eine Kündigung des Kunden unverzüg-
lich nach Eingang in Textform bestätigen.

(3) Der Grundversorger darf keine gesonderten Entgelte
für den Fall einer Kündigung des Vertrages, insbe-
sondere wegen eines Wechsels des Lieferanten, ver-
langen.

§ 21 Fristlose Kündigung
Der Grundversorger ist in den Fällen des § 19 Abs. 1 be-
rechtigt, das Vertragsverhältnis fristlos zu kündigen,
wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung der
Grundversorgung wiederholt vorliegen. Bei wiederholten
Zuwiderhandlungen nach § 19 Abs. 2 ist der Grundver-
sorger zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie zwei
Wochen vorher angedroht wurde; § 19 Abs. 2 Satz 2 und
3 gilt entsprechend.

Teil 6 Schlussbestimmungen

§ 22 Gerichtsstand
Gerichtsstand für die beiderseitigen Verpflichtungen aus
dem Grundversorgungsvertrag ist der Ort der Elektrizi-
tätsabnahme durch den Kunden.

§ 23 Übergangsregelungen
(1) Der Grundversorger ist verpflichtet, die Kunden durch

öffentliche Bekanntgabe und Veröffentlichung auf
seiner Internetseite über die Vertragsanpassung
nach § 115 Abs. 2 Satz 3 des Energiewirtschaftsge-
setzes zu informieren. Die Anpassung erfolgt, so-
weit die Frist nach § 115 Abs. 2 Satz 3 des Energie-
wirtschaftsgesetzes noch nicht abgelaufen ist, durch
die öffentliche Bekanntgabe nach Satz 1 mit Wir-
kung vom auf die Bekanntmachung folgenden Tag.

(2) Abweichend von § 5 Abs. 2 Satz 1 werden bis zum
1. Juli 2007 Änderungen der Allgemeinen Preise
und der ergänzenden Bedingungen am Tage nach
der öffentlichen Bekanntgabe wirksam, soweit es
sich um Änderungen handelt, die nach § 12 Abs. 1
der Bundestarifordnung Elektrizität genehmigt wor-
den sind.
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Ergänzende Bedingungen der Stadtwerke Stade GmbH zu der Strom-
grundversorgungsverordnung – StromGVV

Gültig ab: 01.10.2013

Auf Grundlage der Verordnung über Allgemeine Be dingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden und
die Ersatzversorgung mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz (StromGVV) gelten für die Stadtwerke Stade
GmbH nachfolgende Ergänzende Bedingungen:

1. Ablesung 
zu § 11 StromGVV

Vom Kunden selbst abgelesene Zählerdaten kom-
men dann zur Abrechnung, wenn zwischen Ablese-
termin und Übermittlung der abgelesenen Daten
nicht mehr als vier Wochen liegen.

2. Abrechnung 
zu § 12 StromGVV

2.1 Die Abrechnung des Stromverbrauchs findet grund -
 sätzlich einmal jährlich kostenfrei statt. Die Stadt-
werke Stade GmbH erheben monatliche Abschlags  -
zahlungen (Teilbeträge).

2.2 Abweichend von Ziff. 3.1 bieten die Stadtwerke
Stade GmbH an, den Stromverbrauch monatlich,
vierteljährlich oder halbjährlich (unterjährige Ab-
rechnung) kostenpflichtig nach Maßgabe der 
Ziffern 2.3. bis 2.4 abzurechnen.

2.3 Eine unterjährige Abrechnung kann immer nur mit
Beginn eines Kalendermonats aufgenommen werden.

2.4 Der Wunsch nach einer unterjährigen Abrechnung
ist der Stadtwerke Stade GmbH vom Kunden mög-
lichst in Textform spätestens einen Monat vor dem
gewünschten Anfangsdatum mitzuteilen.

3. Zahlungsweise 
zu § 16 StromGVV

Der Kunde ist berechtigt, seine fälligen Zahlungen
wahlweise auf folgende Weisen zu leisten:
a) Lastschriftverfahren
Durch dieses bequeme Verfahren ist bei aus -
reichender Kontodeckung garantiert, dass alle 
Zahlungen pünktlich zu den Fälligkeitsterminen er-
folgen. Die Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats
an die Stadtwerke Stade GmbH unter entsprechen-
der Anweisung an das Kreditinstitut, die gezogenen
Lastschriften einzulösen, erfolgt ausschließlich in
Textform und kann jederzeit widerrufen werden.

b) Überweisung
Überweisungen mussen auf das von der Stadtwerke
Stade GmbH mitgeteilte Konto unter Angabe der
Kundennummer erfolgen. Die Überweisung ist
rechtzeitig erfolgt, wenn der Zahlbetrag auf dem
Konto am Fälligkeitstermin gutgeschrieben ist.
c) Barzahlung

4. Zahlungsverzug 
zu § 17 Abs. 2 StromGVV

4.1. Mahnentgelt
Bei Zahlungsverzug des Kunden wird für jede Mah-
nung einer fälligen Rechnung berechnet (umsatz-
steuerfrei).

4.2. Nachinkasso
Fur jeden Nachinkassogang werden folgende Be-
träge berechnet (umsatzsteuerfrei):
Pauschalbetrag: EUR 12,50 (netto)

5. Kosten fur Unterbrechung und Wiederherstellung
der Versorgung 
zu § 19 StromGVV

Für die Unterbrechung und Wiederherstellung der Ver-
sorgung werden dem Kunden in Rechnung gestellt:

a) die vom Netzbetreiber berechneten Kosten,
b) EUR 7,90 (netto) Aufwandspauschale für die Un-

terbrechung (umsatzsteuerfrei)
c) EUR 2,10 (netto) Aufwandspauschale für die

Wiederherstellung (EUR 2,50 brutto).

6. Kündigung
zu § 20 StromGVV

Eine Kündigung des Kunden soll mindestens folgende
Angaben enthalten:
- Kundennummer
- ggf. neue Rechnungsanschrift
- Zählernummer
- ggf. Name und Adresse des Eigentumers/Vermieters

der bisherigen Verbrauchsstelle.
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Allgemeine Geschäfts -
bedingungen der 
Stadtwerke Stade GmbH 
zur Lieferung von Erdgas 
für den Eigenverbrauch im Haushalt
oder für berufliche, landwirtschaftliche
oder gewerbliche Zwecke bis 1,5 Mio.
kWh Jahresverbrauch

Erdgas

1.   Vertragsschluss / Lieferbeginn
1.1. Diese Allgemeinen Geschäftsbe-

dingungen gelten für die folgen-
den Produkte:
StadeErdgasexport klimafix, StadeErd-
gasexportfix, StadeErdgasklimafix, Sta-
deErdgasfix, StadeErd gasonlineklimafix,
StadeErdgas  onlinefix, StadeErd-
gasklima2016, StadeErdgas2016, Sta-
deErdgasonlineklima2016 und StadeErd -
gasonline2016. Soweit einzelne Regelungen
nur auf einige dieser Produkte Anwen-
dung finden, wird darauf gesondert
hingewiesen. Das Angebot des Lieferan-
ten in Prospekten, Anzeigen, Formularen
etc. ist freibleibend. Maßgeblich sind die
bei Vertragsschluss geltenden Preise.

1.2.  Der Vertrag kommt durch Bestätigung des
Lieferanten in Textform unter Angabe des vor -
aussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der
tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass
alle für die Belieferung notwendigen Maß-
nahmen (Kündigung des bisherigen Lieferver -
trages etc.) erfolgt sind. Gilt nur für Verbraucher:
Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf der
Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 Abs. 2,
356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde
fordert den Lieferanten hierzu ausdrücklich auf.

2. Umfang und Durchführung der Lieferung / 
Weiterleitungsverbot / Befreiung
von der Leistungspflicht 

2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten
Bedarf an Erdgas an seine vertraglich benannte
Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentums-
grenze des Netzanschlusses, über den der Kunde be-
liefert und mittels Marktlokations-ID energiewirt-
schaftlich identifiziert wird.

2.2. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten
in der Erdgasversorgung ist der Lieferant, soweit es
sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes ein-
schließlich des Netzanschlusses handelt, von seiner
Leistungspflicht befreit. Zu den möglichen Ansprü-
chen des Kunden gegen den Netzbetreiber vgl. Ziffer 9.

2.3. Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflicht
durch unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen
Einfluss haben und deren Abwendung mit einem
angemessenen technischen oder wirtschaftlichen
Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesondere
höhere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg,
Arbeitskampfmaßnahmen, hoheitliche Anordnungen),
wesentlich erschwert oder unmöglich gemacht, so
sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungs-
pflichten befreit, solange diese Umstände und
deren Folgen nicht endgültig beseitigt sind.

2.4. Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht
befreit, soweit und solange der Netzbetreiber den
Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw.
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der Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf
eigene Initiative unterbrochen hat. Schadensersatz-
ansprüche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben
für den Fall unberührt, dass den Lieferanten an der
Unterbrechung ein Verschulden trifft.

3. Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen /
Abrechnung /  Anteilige Preisberechnung

3.1. Die Menge des gelieferten Erdgases wird durch Messein-
richtungen des zuständigen Messstellenbetreibers er-
mittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom
Messstellenbetreiber, Lieferanten oder auf Verlangen
des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers kos-
tenlos vom Kunden durchgeführt. Verlangt der Liefe-
rant eine Selbstablesung des Kunden, fordert der
Lieferant den Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Able-
sung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der
Abrechnung, anlässlich eines Lieferantenwechsels oder
bei Vorliegen eines berechtigten Interesses des Liefe-
ranten an einer Überprüfung der Ablesung. Der Kunde
kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm
diese nicht zumutbar ist. Nimmt der Kunde eine recht-
zeitig angekündigte Selbstablesung nicht oder verspä-
tet vor oder sind aus anderen Gründen keine plau siblen
Messwerte verfügbar, so kann der Lieferant den Ver-
brauch auf der Grundlage der letzten Ablesung oder
bei einem Neukunden nach dem Verbrauch vergleich-
barer Kunden jeweils unter angemessener Berücksich-
tigung der tatsächlichen Verhältnisse schätzen.

3.2. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem
mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Mess -
stellenbetreibers, des Netzbetreibers oder des Lieferan -
ten den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen
Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung
der preislichen Bemessungsgrundlagen oder zur Ab-
lesung der Messeinrichtungen erforderlich ist. Die
Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den
Kunden oder durch Aushang am oder im jeweiligen
Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor
dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Er-
satztermin ist anzubieten. Der Kunde hat dafür
Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen zu-
gänglich sind. Wenn der Kunde den Zutritt unbe-
rechtigt verweigert oder behindert, stellt der Liefe rant
dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten nach
tatsächlichem Aufwand in Rechnung. 

3.3. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlags-
zahlungen verlangen. Der Lieferant berechnet diese
auf der Grundlage der Abrechnung der vorangegan-
genen 12 Monate oder, sofern eine solche Berechnung
nicht möglich ist, nach dem durchschnittlichen Ver-
brauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde
glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich abweicht,
ist dies angemessen zu berücksichtigen.

3.4. Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrech-
nungszeitraumes, der 12 Monate nicht wesentlich
überschreitet, und zum Ende des Lieferver hält-
nisses wird vom Lieferanten eine Abrechnung erstellt,
in welcher der tatsächliche Umfang der Belieferung
unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet
wird. Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszah-
lungen von der Abrech- nung der tatsächlichen Belie-
ferung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete
Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachentrichtet
oder mit der nächsten Abschlagszahlung verrechnet.
Der Kunde hat – abweichend von Satz 1 – das Recht,
eine kostenpflichtige monatliche, vierteljährliche oder
halbjährliche Abrechnung zu wählen, die auf Grund-
lage einer gesonderten Vereinbarung mit dem Liefe-
ranten erfolgt. Bei einer monatlichen Abrechnung
entfällt das Recht des Lieferanten nach Ziffer 3.3.

3.5. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlan-
gen, eine Nachprüfung der Messeinrichtungen an
seiner Abnahmestelle durch eine Eichbehörde oder
eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne von 
§ 40 Abs. 3 des Mess- und Eichgesetzes zu veranlas-
sen. Die Kosten der Nachprüfung fallen dem Kunden
nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen Ver-
kehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden.

3.6. Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen
eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrs-
fehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung
des Rechnungsbetrages festgestellt (wie z. B. auch
bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher
Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig be-
rechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachent-
richtet oder mit der nächsten Abschlagszahlung
verrechnet. Ansprüche nach dieser Ziffer sind auf den
der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablese-
zeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung
des Fehlers kann über einen größeren Zeitraum fest-
gestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf
längstens drei Jahre beschränkt.

3.7. Ändern sich die vertraglichen Preise während des
Abrechnungszeitraumes, so erfolgt die Anpassung
des Grundpreises tagesgenau, die Arbeitspreise wer-
den mengenanteilig berechnet. Die nach der Preis-
änderung anfallenden Abschlagszahlungen können
entsprechend angepasst werden.

4. Zahlungsbestimmungen / Verzug / 
Zahlungsverweigerung / Aufrechnung

4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach
Zugang der Rechnung, Abschläge zu dem vom Lie-
feranten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) festge -
legten Zeitpunkt fällig und ohne Abzug im Wege des
Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder Über -
weisung (auch durch Barüberweisung) zu zahlen.
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4.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der
Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durchset-
zung seiner Forderung ergreifen; fordert der Liefe -
rant erneut zur Zahlung auf oder lässt der Lieferant
den Betrag durch einen Beauftragten einziehen, stellt
der Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen
Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung. 

4.3. Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zah-
lungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur,
sofern die ernsthafte Möglichkeit eines offensicht-
lichen Fehlers besteht, oder sofern der in einer
Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtli-
chen Grund mehr als doppelt so hoch wie der ver-
gleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungs-
zeitraum ist und der Kunde eine Nachprüfung der
Messeinrichtung verlangt und solange durch die
Nachprüfung nicht die ordnungsgemäße Funktion
der Messeinrichtung festgestellt ist. Rechte des Kun-
den nach § 315 BGB bleiben unberührt.

4.4. Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit un-
bestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegen-
ansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für
Ansprüche des Kunden gegen den Lieferanten auf-
grund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung
oder mangelhafter Erfüllung der Lieferpflicht.

5. Vorauszahlung / Sicherheitsleistung
(Ziffer 5.3 bis 5.7 gelten nicht für Verbraucher)

5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche
Vorauszahlung in angemessener Höhe verlangen,
wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag
in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn
der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf Mo-
naten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in
sonstigen begründeten Fällen.  Bei Verlangen einer
Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und
die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen.
Die Vorauszahlung ist frühestens zum Lieferbeginn
fällig. Die Höhe der Vorauszahlung des Kunden ent-
spricht den für einen Zeitraum von bis zu zwei Liefer-
monaten zu leistenden Zahlungen. Sie wird für den
Vorauszahlungszeitraum aus dem durchschnittlichen
monatlichen Verbrauch des vorhergehenden Abrech-
nungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis bzw.
– sollte kein vorhergehender Abrechnungszeitraum
bestehen – aus dem durchschnittlichen monatlichen
Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen
Vertrags preis ermittelt. Macht der Kunde glaubhaft,
dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies
angemessen zu berücksichtigen. Die Vorauszahlung
wird mit den jeweils nächsten vom Kunden nach
dem Vertrag zu leistenden Zahlungen verrechnet.
Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszah-

lung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu
viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich
erstattet bzw. nachentrichtet.

5.2. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der
Lieferant beim Kunden ein Vorkassensystem (z. B. Bar-
geld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben.

5.3. Anstelle einer Vorauszahlung kann der Kunde nach
seiner Wahl in gleicher Höhe Sicherheit leisten. So-
fern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine
Sicherheitsleistung nur zulässig in Form einer unbe-
dingten, unwiderruflichen, selbstschuldnerischen
Bürgschaft einer europäischen Bank. Die sich verbür-
gende Bank muss ein Rating im „A“-Bereich von
Standard & Poors oder ein gleichwertiges Rating
einer anderen international anerkannten Rating-
Agentur aufweisen. 

5.4. Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen,
sobald der Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen
in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur in dem
Umfang verwerten, in dem dies zur Erfüllung der rück-
ständigen Zahlungsverpflichtungen erforderlich ist.

5.5. Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.4 wird
der Lieferant dem Kunden unter Fristsetzung schrift-
lich androhen, es sei denn nach den Umständen
des Einzelfalls besteht Grund zu der Annahme, dass
eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spät erfolgen
würde. Ist der Abschluss des Vertrages für den Kun-
den ein Handelsgeschäft, beträgt die Frist wenigs-
tens eine Woche. In allen übrigen Fällen beträgt sie
einen Monat.

5.6. Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, so-
weit ihre Voraussetzungen weggefallen sind.

5.7. Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung
der Belieferung sowie zur Kündigung in Ziffer 8
bleiben unberührt.

6. Preise und Preisbestandteile / Zukünftige 
Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich 
auferlegte Belastungen / Preisanpassung 
nach billigem Ermessen

6.1. Der Preis setzt sich aus einem Grundpreis und einem
verbrauchsabhängigen Arbeitspreis zusammen. Der
Preis wird kalkuliert auf Grundlage der Kosten, die
für die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif an-
fallen. Er enthält folgende Kosten: Kosten für Energie -
beschaffung und Vertrieb (inkl. SLP-Bilan zierungs -
umlage, Entgelt für die Nutzung des Virtuellen Han-
delspunktes, Konvertierungsentgelt sowie Konver-
tierungsumlage), die Kosten für Messstellenbetrieb
und Messung  – soweit diese Kosten dem Lieferan-
ten in Rechnung gestellt werden –, das an den Netz-
betreiber abzuführende Netzentgelt, die Energiesteuer
sowie die Konzessionsabgaben.
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6.2. Gilt nur für die Produkte StadeErdgasexport klimafix,
StadeErdgasexportfix, StadeErdgasklimafix, StadeErdgasfix,
StadeErd gasonlineklimafix, StadeErdgas  onlinefix,
Stade Erdgasklima2016, StadeErdgas2016,
StadeErdgasonlineklima2016 und StadeErd gasonline2016:
Wird die Belieferung oder die Verteilung von Erdgas
nach Vertragsschluss mit zu sätzlichen, in Ziffern
6.1 und 6.3 nicht genannten Steuern oder Abgaben
belegt, erhöht sich das vom Kunden zu zahlende
Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in
der jeweils geltenden Höhe. Satz 1 gilt entsprechend,
falls die Belieferung oder die Verteilung von Erdgas
nach Vertragsschluss mit einer hoheitlich auferlegten,
allgemein verbindlichen Belastung (d. h. keine Buß -
gelder o. ä.) belegt wird, soweit diese unmittelbaren
Einfluss auf die Kosten für die nach diesem Vertrag
geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der
jeweils geltenden Höhe nach Satz 1 und 2 führt bei
Erstattungen (z. B. in Form negativer Umlagen) zu
einer entsprechenden Preisreduzierung. Eine Weiter -
berechnung erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach
Höhe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Ver -
tragsschluss konkret vorhersehbar waren oder die
jeweilige gesetzliche Re gelung der Weiterberechnung
entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf die
Mehrkosten beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck
der gesetzlichen Regelung dem einzelnen Vertrags-
verhältnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) zu -
geordnet werden können. Eine Weiterberechnung er -
folgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung der Mehrkosten.
Der Kunde wird über eine solche Weiterberechnung
spätestens mit der Rechnungsstellung informiert. 

6.3. Zusätzlich fällt auf den Preis nach Ziffer 6.1 und et-
waige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige ho-
heitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.2 die
Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe (gesetzli-
cher Regelsatz nach § 12 Abs. 1 UstG derzeit: 19 %)
an (Bruttopreis). 

6.4. Gilt nur für die Produkte StadeErdgasklima2016, Stade -
Erdgas2016, StadeErdgasonlineklima2016 und Stade -
Erdgasonline2016: Der Lieferant teilt dem Kunden die
jeweils geltende Höhe eines nach Ziffer 6.2 und 6.3
zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit. 

6.5. Gilt nur für die Produkte StadeErdgasklima2016, Stade -
Erdgas2016, StadeErdgasonlineklima2016 und Stade -
Erdgasonline2016: Der Lieferant ist verpflichtet, die
Preise nach Ziffer 6.1 – nicht hingegen etwaige zu-
künftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich
auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.3 sowie die
gesondert in der jeweils geltenden Höhe an den
Kunden weitergegebene Umsatzsteuer nach Ziffer
6.2 – durch einseitige Leistungsbestimmung nach
billigem Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen

(Erhöhungen oder Ermäßigungen). Anlass für eine
solche Preisanpassung ist ausschließlich eine Än-
derung der in Ziffer 6.1 genannten Kosten. Der Lie-
ferant überwacht fortlaufend die Entwicklung
dieser Kosten. Der Umfang einer solchen Preisan-
passung ist auf die Veränderung der Kosten nach
Ziffer 6.1 seit der jeweils vorhergehenden Preisan-
passung nach dieser Ziffer 6.5 bzw. – sofern noch
keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.5 erfolgt
ist – seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des ge-
planten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpas-
sung beschränkt. Kostensteigerungen und Kosten -
senkungen sind bei jeder Preisanpassung gegenläufig
zu saldieren. Der Lieferant ist verpflichtet, bei der
Ausübung seines billigen Ermessens Kostensenkun-
gen nach den gleichen Maßstäben zu berücksichtigen
wie Kostenerhöhungen, so dass Kostensenkungen
mindestens in gleichem Umfang preiswirksam wer-
den wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß
§ 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des bil-
ligen Ermessens des Lieferanten gerichtlich über-
prüfen zu lassen. Änderungen der Preise nach dieser
Ziffer 6.6 sind nur auf den Zeitpunkt der jeweiligen
Vertragsverlängerung möglich, erstmals zum Ablauf
der vertraglichen Erstlaufzeit. Preisanpassungen wer-
den nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden
die Änderungen spätestens sechs Wochen vor dem
geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In
diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Preisanpassung zu
kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten
in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

6.6. Informationen über aktuelle Produkte und Tarife
erhält der Kunde unter Tel.-Nr. 04141/404-400 oder
im Internet unter www.stadtwerke-stade.de.

7. Änderungen des Vertrages und dieser Bedingungen
Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingun-
gen beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen
Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses (z. B. EnWG, GasGVV, GasNZV, MsbG,
höchstrichterliche Rechtsprechung, Entscheidungen
der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Äquivalenz-
verhältnis kann nach Vertragsschluss durch unvorher-
sehbare Änderungen der gesetzlichen oder sonstigen
Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzesänderungen,
sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in
der Phase zwischen dem Abschluss des förmlichen Ge-
setzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – ab-
sehbar war), die der Lieferant nicht veranlasst und auf
die er auch keinen Einfluss hat, in nicht unbedeutendem
Maße gestört werden. Ebenso kann nach Vertrags-
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schluss eine im Vertrag und/ oder diesen Bedingungen
entstandene Lücke nicht unerhebliche Schwierigkeiten
bei der Durchführung des Vertrages entstehen lassen
(etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel für un-
wirksam erklärt), die nur durch eine Anpassung oder
Ergänzung zu beseitigen sind. In solchen Fällen ist der
Lieferant verpflichtet, den Vertrag und diese Bedin-
gungen – mit Ausnahme der Preise – unverzüglich in-
soweit anzupassen und/ oder zu ergänzen, als es die
Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses von
Leistung und Gegenleistung und/ oder der Ausgleich
entstandener Vertragslücken zur zumutbaren Fort-
und Durchführung des Vertragsverhältnisses erforder-
lich macht (z. B. mangels gesetzlicher Überleitungsbe -
stimmungen). Anpassungen des Vertrages und dieser
Bedingungen nach dieser Ziffer sind nur zum Monats-
ersten möglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn
der Lieferant dem Kunden die Anpassung spätestens
sechs Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden in
Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das
Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungs -
frist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vertrags-
anpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom
Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

8. Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung
(Ziffern 8.2 Satz 2, 8.5 und 8.6 gelten nicht für
Verbraucher)

8.1. Der Lieferant ist berechtigt, sofort die Lieferung ein-
zustellen und die Anschlussnutzung unterbrechen
zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem
Maße schuldhaft Erdgas unter Umgehung, Beein-
flussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen
verwendet („Gasdiebstahl“) und die Unterbrechung
zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten
Energieentnahme erforderlich ist.

8.2. Der Lieferant ist ebenfalls berechtigt, die Lieferung
einzustellen und die Anschlussnutzung durch den
zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen,
wenn der Kunde mit der Zahlung eines Betrags in
Verzug ist, der – unter Berücksichtigung von Mahn-
und Inkassokosten – mindestens EUR 150,– beträgt
oder die Höhe von zwei aktuellen Abschlagszahlun-
gen erreicht; erstreckt sich in letzterem Fall der Zah-
lungsverzug über einen Zeitraum mit Abschlägen in
unterschiedlich festgelegter Höhe, ist Verzug mit
einem Betrag Voraussetzung, der die Summe aus dem
aktuellen Abschlagsbetrag und dem unmittelbar
zuvor geltenden Abschlagsbetrag erreicht. Hat der
Kunde eine Sicherheit geleistet, gilt dies nur, sofern
der Kunde mit einem Betrag in Zahlungsverzug ist,
der die Sicherheitsleistung nicht nur unerheblich über -
steigt. Bei der Berechnung des jeweils für den Verzug
maßgeblichen Betrages bleiben nicht titulierte Forde-

rungen außer Betracht, die der Kunde schlüssig be-
anstandet hat, oder die wegen einer Vereinbarung
zwischen Lieferanten und Kunden noch nicht fällig
sind, oder die aus einer streitigen und noch nicht rechts -
kräftig entschiedenen Preiserhöhung des Lieferanten
resultieren. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn die
Folgen der Unter brechung außer Verhältnis zur Schwere
des Zahlungsverzugs stehen, oder der Kunde darlegt,
dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen
Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. Dem
Kunden wird die Unterbrechung spätestens vier Wo-
chen vorher angedroht und die Beauftragung des Netz -
betreibers mit der Unterbrechung der Anschluss -
nutzung drei Werktage vorher unter Angabe des Zeit-
punkts der Auftragserteilung angekündigt. Der Liefe -
rant wird den Netzbetreiber zu dem in der Ankündi -
gung genannten Zeitpunkt beauftragen, die Anschluss-
nutzung zu unterbrechen, wofür der Netzbetreiber nach
den Vorgaben des Lieferantenrahmenvertrages Erdgas
(Anlage 3 zur Kooperationsverein barung 9) sechs wei -
tere Werktage Zeit hat. Der Kunde wird den Lieferanten
auf etwaige Besonderheiten, die einer Unter brechung
zwingend entgegenstehen, unverzüglich hinweisen.

8.3. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederher-
stellung der Belieferung sind vom Kunden zu erset-
zen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch
entstandenen Kosten nach tatsächlichem Aufwand
in Rechnung. Die Belieferung wird unverzüglich
wiederhergestellt, wenn die Gründe für die Unter-
brechung entfallen und die Kosten der Unterbre-
chung und Wiederherstellung bezahlt sind; sofern
keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur
Verkürzung der Unterbrechungszeit auch bei einer
erteilten Einzugsermächtigung unbenommen, die
Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung
unverzüglich mittels Überweisung zu zahlen.

8.4. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhal-
tung einer Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt
werden. Mit Ausnahme der Zahlungsverpflichtungen
nach Ziffer 3 des Auftragsformulars enden die beider-
seitigen Vertragsverpflichtungen mit sofortiger Wir-
kung. Der Lieferant muss den Kunden unverzüglich
beim zuständigen Verteilnetzbetreiber abmelden. So-
weit die Entnahmen des Kunden trotz der Abmeldung
(etwa wegen Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers,
Prozessfristen der GLI Gas) über den Zeitpunkt der Ver-
tragsbeendigung hinaus dem Lieferanten zugeordnet
werden, schuldet der Kunde für diese fortwährende Be-
lieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Ein wichti-
ger Grund liegt insbesondere vor im Fall eines Erd-
 gas  diebstahls nach Ziffer 8.1, oder im Fall eines
Zahlungs verzuges unter den Voraussetzungen der Ziffer
8.2 Satz 1 bis 3. Im letztgenannten Fall ist dem Kunden
die Kündigung mindestens zwei Wochen vorher anzu-
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drohen; die Kündigung unterbleibt in diesem Fall,
wenn die Folgen der Kündigung außer Verhältnis zur
Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde
darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er
seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. 

8.5. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangs -
vollstreckungsverfahren gegen das gesamte Vermögen
der anderen Partei oder eines wesentlichen Teils
dieses Vermögens eingeleitet wurde.

8.6. Darüber hinaus ist der Lieferant berechtigt, diesen
Vertrag bei Vorliegen einer den Kunden betreffenden
negativen Auskunft der SCHUFA oder der Creditreform
insbesondere zu folgenden Punkten außerordentlich
zu kündigen: erfolglose Zwangsvollstreckung, erfolg-
lose Pfändung, eidesstattliche Versicherung zum Ver-
mögen, Restschuldbefreiung.

9. Haftung
9.1. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder

bei Unregelmäßigkeiten in der Gasversorgung sind, so-
weit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes
einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber
dem Netzbetreiber geltend zu machen (§ 18 NDAV). 

9.2. Der Lieferant wird unverzüglich über die mit der
Schadensverursachung zusammenhängenden Tat-
sachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind
oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt wer-
den können und der Kunde dies wünscht.

9.3. In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der
Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsge-
hilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausge-
schlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder
grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt
nicht bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des
Körpers oder der Gesundheit, oder der schuldhaften
Verletzung wesentlicher Vertragspflich ten, d. h. solcher
Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durch-
führung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und
auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig
vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten).

9.4. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflich-
ten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit
beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden,
den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrages als
mögliche Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen
hat oder unter Berücksichtigung der Umstände, die sie
kannte oder kennen musste, hätte voraussehen müssen. 

9.5. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes
bleiben unberührt.

10. Umzug / Übertragung des Vertrags
10.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden

Umzug unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb
einer Frist von einem Monat nach seinem Umzug,

unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen An-
schrift und der neuen Erdgaszählernummer in Text-
form anzuzeigen.

10.2. Der Lieferant wird den Kunden – sofern kein Fall
nach Ziffer 10.3 vorliegt – an der neuen Entnahme-
stelle auf Grundlage des Vertrages weiterbeliefern.
Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs setzt vo-
raus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugs-
datum rechtzeitig mitgeteilt hat.

10.3. Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag
zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Um-
zugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des
bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines ande-
ren Netzbetreibers zieht. 

10.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 10.1
aus Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird
dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch
sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere
Entnahmen an seiner bisherigen Entnahmestelle,
für die der Lieferant gegenüber dem örtlichen Netz-
betreiber einstehen muss und für die er von keinem
anderen Kunden eine Vergütung zu fordern berechtigt
ist, nach den Preisen des Vertrages zu vergüten. Die
Pflicht des Lieferanten zur unverzüglichen Abmel-
dung der bisherigen Entnahmestelle und Ansprüche
des Lieferanten auf entgangenen Gewinn wegen
einer nicht oder verspätet erfolgten Belieferung an
der neuen Entnahmestelle bleiben unberührt.

10.5. Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten
aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen personell,
technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten
zu übertragen. Eine Übertragung ist dem Kunden
rechtzeitig zuvor mitzuteilen. Ist der Kunde mit der
Übertragung des Vertrages nicht einverstanden, hat
er das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer
Kündigungsfrist zu kündigen. Hierauf wird der
Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert
hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forde-
rungen nach § 398 BGB sowie eine gesetzliche
Rechtsnachfolge, insbesondere bei Übertragungen
im Sinne des Umwandlungsgesetzes, bleiben von
dieser Ziffer 10.5 unberührt.

11. Datenschutz 
Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten
des Auftraggebers nach den geltenden Datenschutzge -
setzen, insbesondere der Datenschutz-Grundverordnung
(DS-GVO). Details enthält die Information zur Verarbeitung
personenbezogener Daten, die der Auftragnehmer dem
Auftraggeber mit Abschluss des Vertrages gesondert zur
Verfügung stellt.
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12. Informationen zu Wartungsdiensten und –ent-
gelten / Lieferantenwechsel

12.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -ent -
gelten sind beim örtlichen Netzbetreiber erhältlich.

12.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgelt-
lich. Nach dem Wechsel ist der Lieferant verpflichtet,
dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen
Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums
mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Gründen, die
er nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht er-
mitteln kann, ist der geschätzte Verbrauch anzugeben.

13. Streitbeilegungsverfahren 
(gilt nur für Verbraucher)

13.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellen-
betreiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstan -
dungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Ver -
braucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur
Qualität von Leistungen des Unternehmens (Verbraucher -
beschwerden), die den Anschluss an das Versorgungsnetz,
die Belieferung mit Energie sowie die Messung der
Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG
innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim
Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden
sind zu richten an: Stadtwerke Stade GmbH, Hanse str. 18,
21682 Stade, Tel. 04141/404-400, Fax 04141/404-175,
E-Mail: energie@stadtwerke-stade.de.

13.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle
nach § 111b EnWG zur Durchführung eines Schlich-
tungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen
der Beschwerde nicht innerhalb der Bearbeitungs-
frist abgeholfen hat oder erklärt hat, der Beschwerde
nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt.
Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfah-
ren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die
Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungs-
stelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß
§ 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten,
die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren
nach dem EnWG zu beantragen, bleibt unberührt.

13.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind der-
zeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstr. 133,
10117 Berlin, Tel. 030/2757240–0, 
Mo. - Do. 10:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 16:00 Uhr,
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de,
Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de.

13.4. Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten
sind erhältlich über den Verbraucherservice der
Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität und
Erdgas, Postfach 8001, 53105 Bonn,
Tel. 030/22480-500 oder 01805/101000
(Mo. - Fr. 9:00 – 12:00 Uhr), Fax 030/22480-323,
E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

13.5. Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online
Streitbeilegungs-Plattform (OS-Plattform) der eu-
ropäischen Union kostenlose Hilfestellung für die
Einreichung einer Verbraucherbeschwerde zu einem
Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistungsver-
trag sowie Informationen über die Verfahren an
den Verbraucherschlichtungsstellen in der europäi-
schen Union zu erhalten. Die OS-Plattform kann
unter folgendem Link aufgerufen werden:
http://ec.europa.eu/consumer/odr/
Unsere E-Mail-Adresse lautet: 
energie@stadtwerke-stade.de.

14. Gerichtsstand (gilt nicht für private Letztverbraucher)
Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handels-
gesetzbuches, juristische Personen des öffentlichen
Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist
ausschließlich Stade. Das Gleiche gilt, wenn der Kunde
keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat.

15. Kostenpauschalen
Es fallen Mahnkosten pro Mahnschreiben (Ziffer 4.2)
z. B. für Papier, Druck, Kuvertierung und Porto an.
In den Bruttobeträgen ist die Umsatzsteuer in der
gesetzlich festgelegten Höhe (derzeit 19 %) enthalten;
wird kein Bruttobetrag genannt, besteht derzeit
keine Umsatzsteuerpflicht.

16. Schlussbestimmungen
16.1. Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche

Nebenabreden bestehen nicht.
16.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages un-

wirksam oder undurchführbar sein oder werden, so
bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt.

17. Energiesteuer-Hinweis
Für das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas
gilt folgender Hinweis gemäß der Energiesteuer-
Durchführungsverordnung: „Steuerbegünstigtes Energie -
erzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwendet wer den,
es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem
Energiesteuergesetz oder der Energiesteuer Durch-
führungsverordnung zulässig. Jede andere Verwendung
als Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche Folgen.
In Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an Ihr zu-
ständiges Hauptzollamt.“
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Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung 
von Haushaltskunden und die Ersatzversorgung mit Gas aus dem 
Niederdrucknetz (Gasgrundversorgungsverordnung – GasGVV)
GasGVV, Ausfertigungsdatum: 26.10.2006

Vollzitat: „Gasgrundversorgungsverordnung vom 26. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2391, 2396), die zuletzt durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 29. August 2016 (BGBl. I S. 2034) geändert worden ist“

Fußnote Textnachweis ab: 8.11.2006
Die V wurde als Artikel 2 der V v. 26.10.2006 I 2391 vom Bundesministerium für Wirtschaft und Techno lo -
gie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
mit Zustimmung des Bundesrates erlassen. Sie ist gem. Art. 3 dieser V am 8.11.2006 in Kraft getreten.

Teil 1 Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen
1) Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingun-

gen, zu denen Gasversorgungsunternehmen Haus-
haltskunden in Niederdruck im Rahmen der Grund-
versorgung nach § 36 Abs. 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes zu Allgemeinen Preisen mit Gas zu belie-
fern haben. Die Bestimmungen dieser Verordnung
sind Bestandteil des Grundversorgungsvertrages
zwischen Grundversorgern und Haushaltskunden.
Diese Verordnung regelt zugleich die Bedingungen
für die Ersatzversorgung nach § 38 Abs. 1 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes. Sie gilt für alle nach dem
12. Juli 2005 abgeschlossenen Versorgungsver-
träge, soweit diese nicht vor dem 8. November 2006
beendet worden sind.

(2) Kunden im Sinne dieser Verordnung sind der Haus-

haltskunde und im Rahmen der Ersatzversorgung
der Letztverbraucher.

(3) Grundversorger im Sinne dieser Verordnung ist ein
Gasversorgungsunternehmen, das nach § 36 Abs. 1
des Energiewirtschaftsgesetzes in einem Netzgebiet
die Grundversorgung mit Gas durchführt.

§ 2 Vertragsschluss
(1) Der Grundversorgungsvertrag soll in Textform abge-

schlossen werden. Ist er auf andere Weise zustande
gekommen, so hat der Grundversorger den Vertrags-
schluss dem Kunden unverzüglich in Textform zu
bestätigen.

(2) Kommt der Grundversorgungsvertrag dadurch zu-
stande, dass Gas aus dem Gasversorgungsnetz der
allgemeinen Versorgung entnommen wird, über das
der Grundversorger die Grundversorgung durch-
führt, so ist der Kunde verpflichtet, dem Grundver-
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sorger die Entnahme von Gas unverzüglich in Text-
form mitzuteilen. Die Mitteilungspflicht gilt auch,
wenn die Belieferung des Kunden durch ein Gasver-
sorgungsunternehmen endet und der Kunde kein
anschließendes Lieferverhältnis mit einem anderen
Gasversorgungsunternehmen begründet hat.

(3) Ein Grundversorgungsvertrag oder die Bestätigung
des Vertrages muss alle für einen Vertragsschluss
notwendigen Angaben enthalten, insbesondere auch:
1. Angaben zum Kunden (Firma, Registergericht

und Registernummer oder Familienname und
Vorname sowie Adresse und Kundennummer),

2. Angaben über die Anlagenadresse und die Be-
zeichnung des Zählers oder den Aufstellungsort
des Zählers,

3. Angaben über Gasart, Brennwert, Druck,
4. Angaben über unterschiedliche Nutzenergie der

Kilowattstunde Gas zur Kilowattstunde Strom,
soweit der Gasverbrauch nach Kilowattstunden
abgerechnet wird,

5. Angaben zum Grundversorger (Firma, Register-
gericht, Registernummer und Adresse),

6. Angaben zum Netzbetreiber, in dessen Netzge-
biet die Grundversorgung durchgeführt wird
(Firma, Registergericht, Registernummer und
Adresse) und

7. Angaben zu den Allgemeinen Preisen nach § 36
Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes, wobei
folgende Belastungen, soweit diese Kalkulati-
onsbestandteil der geltenden Allgemeinen Preise
sind, gesondert auszuweisen sind:

a) die Energiesteuer nach § 2 des Energiesteuerge-
setzes vom 15. Juli 2006 (BGBl. I S. 1534; 2008 I
S. 660, 1007), das zuletzt durch Artikel 11 des
Gesetzes vom 18. Juli 2014 (BGBl. I S. 1042) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

b) die Konzessionsabgabe nach Maßgabe des § 4
Absatz 1 und 2 der Konzessionsabgabenverord-
nung vom 9. Januar 1992 (BGBl. I S. 12, 407),
die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 4 der Verord-
nung vom 1. November 2006 (BGBl. I S. 2477)
geändert worden ist.

Wenn dem Grundversorger die Angaben nach Satz 1
Nummer 1 nicht vorliegen, ist der Kunde verpflichtet,
sie dem Grundversorger auf Anforderung mitzuteilen.
Der Grundversorger hat die Belastungen nach Satz 1
Nummer 7 und deren Saldo in ihrer jeweiligen Höhe mit
der Veröffentlichung der Allgemeinen Preise nach § 36
Absatz 1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes auf seiner
Internetseite zu veröffentlichen. Zusätzlich ist in dem
Vertrag oder der Vertragsbestätigung hinzuweisen auf

1. die Allgemeinen Bedingungen und auf diese er-
gänzende Bedingungen,

2. die Möglichkeit des Kunden, Ansprüche wegen
Versorgungsstörungen gegen den Netzbetreiber
nach § 6 Absatz 3 Satz 1 geltend zu machen und

3. das Recht des Kunden nach § 111b Absatz 1 Satz 1
des Energiewirtschaftsgesetzes eine Schlichtungs-
stelle anzurufen, die Anschrift und die Webseite
der zuständigen Schlichtungsstelle, die Verpflichtung
des Lieferanten zur Teilnahme am Schlichtungs-
verfahren sowie auf den Verbraucherservice der
Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität
und Gas und dessen Anschrift. Die Hinweise nach
Satz 4 Nummer 3 hat der Grundversorger auch
auf seiner Internetseite zu veröffentlichen.

(4) Der Grundversorger ist verpflichtet, jedem Neukun-
den rechtzeitig vor Vertragsschluss und in den Fällen
des Absatzes 1 Satz 2 mit der Bestätigung des Ver-
tragsschlusses sowie auf Verlangen den übrigen
Kunden die allgemeinen Bedingungen unentgeltlich
auszuhändigen. Satz 1 gilt entsprechend für die er-
gänzenden Bedingungen; diese hat der Grundver-
sorger öffentlich bekannt zu geben und auf seiner
Internetseite zu veröffentlichen.

(5) Der Abschluss eines Grundversorgungsvertrages darf
nicht davon abhängig gemacht werden, dass Zah-
lungsrückstände eines vorherigen Anschlussnutzers
beglichen werden.

§ 3 Ersatzversorgung
(1) Für die Ersatzversorgung nach § 38 des Energiewirt-

schaftsgesetzes gelten die §§ 4 bis 8, 10 bis 19 und 22
sowie für die Beendigung der Ersatzversorgung nach
§ 38 Abs. 2 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes 
§ 20 Abs. 3 entsprechend; § 11 Abs. 2 gilt mit der
Maßgabe, dass der Grundversorger den Energiever-
brauch auf Grund einer rechnerischen Abgrenzung
schätzen und den anteiligen Verbrauch in Rechnung
stellen darf.

(2) Der Grundversorger hat dem Kunden unverzüglich
nach Kenntnisnahme den Zeitpunkt des Beginns
und des Endes der Ersatzversorgung in Textform mit-
zuteilen. Dabei hat er ebenfalls mitzuteilen, dass
spätestens nach dem Ende der Ersatzversorgung zur
Fortsetzung des Gasbezugs der Abschluss eines Be-
zugsvertrages durch den Kunden erforderlich ist; auf
§ 2 Abs. 2 ist hinzuweisen.

Teil 2 Versorgung

§ 4 Bedarfsdeckung
Der Kunde ist für die Dauer des Grundversorgungsver-
trages verpflichtet, seinen gesamten leitungsgebundenen
Gasbedarf aus den Gaslieferungen des Grundversorgers
zu decken. Ausgenommen ist die Bedarfsdeckung durch
Eigenanlagen zur Nutzung regenerativer Energiequellen.
§ 5 Art der Versorgung; Änderungen der Allgemeinen
Preise und ergänzenden Bedingungen
(1) Welche Gasart für das Vertragsverhältnis maßgebend

sein soll, ergibt sich aus der Gasart des jeweiligen Gas-
versorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung, an das
die Anlage, über die der Kunde Gas entnimmt, ange-



27

Ga
sg

ru
nd

ve
rs

or
gu

ng
sv

er
or

dn
un

g 
Ga

sG
VV

schlossen ist. Der Brennwert mit der sich aus den Er-
zeugungs- oder Bezugsverhältnissen ergebenden
Schwankungsbreite sowie der für die Belieferung des
Kunden maßgebende Ruhedruck des Gases ergeben
sich aus den ergänzenden Bestimmungen des Netzbe-
treibers zu den allgemeinen Netzanschlussbedingun-
gen der Anlage, über die der Kunde Gas entnimmt.

(2) Änderungen der Allgemeinen Preise und der ergän-
zenden Bedingungen werden jeweils zum Monatsbe-
ginn und erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam,
die mindestens sechs Wochen vor der beabsichtigten
Änderung erfolgen muss. Der Grundversorger ist ver-
pflichtet, zu den beabsichtigten Änderungen zeitgleich
mit der öffentlichen Bekanntgabe eine briefliche Mit-
teilung an den Kunden zu versenden und die Änderun -
gen auf seiner Internetseite zu veröffentlichen; hierbei
hat er den Umfang, den Anlass und die Voraussetzungen
der Änderung sowie den Hinweis auf die Rechte des Kun -
den nach Absatz 3 und die Angaben nach § 2 Absatz 3
Satz 1 Nummer 7 in übersichtlicher Form anzugeben.

(3) Im Fall einer Änderung der Allgemeinen Preise oder
ergänzenden Bedingungen hat der Kunde das Recht,
den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen
zu kündigen. Änderungen der Allgemeinen Preise
und der ergänzenden Bedingungen werden gegen-
über demjenigen Kunden nicht wirksam, der bei einer
Kündigung des Vertrages mit dem Grundversorger
die Einleitung eines Wechsels des Versorgers durch
entsprechenden Vertragsschluss innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Kündigung nachweist.

§ 5a Kalkulatorische Neuermittlung bei Änderungen
staatlich gesetzter Belastungen
(1) Bei Änderungen der Belastungen nach § 2 Absatz 3

Satz 1 Nummer 7, die in die Kalkulation des Allge-
meinen Preises eingeflossen sind, ist der Grundver-
sorger unter Beachtung der geltenden gesetzlichen
Bestimmungen berechtigt, die Allgemeinen Preise
jederzeit neu zu ermitteln und dabei die Änderung
in das Ergebnis der Kalkulation einfließen zu lassen.
Sinkt der Saldo der Belastungen nach § 2 Absatz 3
Satz 1 Nummer 7, ist der Grundversorger abweichend
von Satz 1 verpflichtet, die Allgemeinen Preise unver-
züglich neu zu ermitteln und dabei den gesunkenen Sal-
do in das Ergebnis der Kalkulation einfließen zu lassen.

(2) Sonstige Rechte und Verpflichtungen zur Neukalkula-
tion und die Rechte und Verpflichtungen in Bezug auf
Änderungen der Allgemeinen Preise sowie die Pflichten
des Grundversorgers nach § 5 Absatz 2 und die Rechte
des Kunden nach § 5 Absatz 3 bleiben unberührt.

§ 6 Umfang der Grundversorgung
(1) Der Grundversorger ist im Interesse des Kunden ver-

pflichtet, die für die Durchführung der Grundversor-
gung erforderlichen Verträge mit Netzbetreibern
abzuschließen. Er hat die ihm möglichen Maßnah-

men zu treffen, um dem Kunden am Ende des Netz-
anschlusses, zu dessen Nutzung der Kunde nach der
Niederdruckanschlussverordnung berechtigt ist, zu
den jeweiligen Allgemeinen Preisen und Bedingun-
gen Gas zur Verfügung zu stellen. Das Gas wird im
Rahmen der Grundversorgung für die Zwecke des
Letztverbrauchs geliefert.

(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, den Gasbedarf
des Kunden im Rahmen des § 36 des Energiewirt-
schaftsgesetzes zu befriedigen und für die Dauer des
Grundversorgungsvertrages im vertraglich vorgese-
henen Umfang nach Maßgabe des Absatzes 1 jeder-
zeit Gas zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht,
1. soweit die Allgemeinen Preise oder Allgemeinen

Bedingungen zeitliche Beschränkungen vorsehen,
2. soweit und solange der Netzbetreiber den Netz-

anschluss und die Anschlussnutzung nach § 17
der Niederdruckanschlussverordnung oder § 24
Abs. 1, 2 und 5 der Niederdruckanschlussverord-
nung unterbrochen hat oder

3. soweit und solange der Grundversorger an dem
Bezug oder der vertragsgemäßen Lieferung von
Gas durch höhere Gewalt oder sonstige Um-
stände, deren Beseitigung ihm nicht möglich ist
oder im Sinne des § 36 Abs. 1 Satz 2 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes wirtschaftlich nicht zuge-
mutet werden kann, gehindert ist.

(3) Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkei-
ten in der Gasversorgung ist, soweit es sich um Folgen
einer Störung des Netzbetriebs handelt, der Grund-
versorger von der Leistungspflicht befreit. Satz 1 gilt
nicht, soweit die Unterbrechung auf nicht berech-
tigten Maßnahmen des Grundversorgers nach § 19
beruht. Der Grundversorger ist verpflichtet, seinen
Kunden auf Verlangen unverzüglich über die mit der
Schadensverursachung durch den Netzbetreiber zu-
sammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu
geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zu-
mutbarer Weise aufgeklärt werden können.

§ 7 Erweiterung und Änderung von Anlagen 
und Verbrauchsgeräten; Mitteilungspflichten
Erweiterungen und Änderungen von Kundenanlagen
sowie die Verwendung zusätzlicher Gasgeräte sind dem
Grundversorger mitzuteilen, soweit sich dadurch preisli-
che Bemessungsgrößen ändern. Nähere Einzelheiten
über den Inhalt der Mitteilung kann der Grundversorger
in ergänzenden Bedingungen regeln.

Teil 3 Aufgaben und Rechte des Grundversorgers

§ 8 Messeinrichtungen
(1) Das vom Grundversorger gelieferte Gas wird durch

die Messeinrichtungen nach den Vorschriften des
Messstellenbetriebsgesetzes festgestellt.

(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, auf Verlangen
des Kunden jederzeit eine Nachprüfung der Messein-
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richtungen durch eine Eichbehörde oder eine staat-
lich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40 Absatz 3
des Mess- und Eichgesetzes zu veranlassen. Stellt der
Kunde den Antrag auf Prüfung nicht bei dem Grund-
versorger, so hat er diesen zugleich mit der Antrag-
stellung zu benachrichtigen. Die Kosten der Prüfung
nach Satz 1 fallen dem Grundversorger zur Last, falls
die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergren-
zen überschreitet, sonst dem Kunden.

§ 9 Zutrittsrecht
Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem
mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Netz-
betreibers, des Messstellenbetreibers oder des Grundver-
sorgers den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen
Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung preis-
licher Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der
Messeinrichtungen nach § 11 erforderlich ist. Die Be-
nachrichtigung kann durch Mitteilung an die jeweiligen
Kunden oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus
erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem Be-
tretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin
ist anzubieten. Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen,
dass die Messeinrichtungen zugänglich sind.

§ 10 Vertragsstrafe
(1) Verbraucht der Kunde Gas unter Umgehung, Beein-

flussung oder vor Anbringung der Messeinrichtun-
gen oder nach Unterbrechung der Grundversorgung,
so ist der Grundversorger berechtigt, eine Vertrags-
strafe zu verlangen. Diese ist für die Dauer des un-
befugten Gebrauchs, längstens aber für sechs
Monate, auf der Grundlage einer täglichen Nutzung
der unbefugt verwendeten Geräte von bis zu zehn
Stunden nach dem für den Kunden geltenden Allge-
meinen Preis zu berechnen.

(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden,
wenn der Kunde vorsätzlich oder grob fahrlässig die
Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforder-
lichen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe be-
trägt das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei
Erfüllung seiner Verpflichtung nach dem für ihn gel-
tenden Allgemeinen Preis zusätzlich zu zahlen ge-
habt hätte. Sie darf längstens für einen Zeitraum
von sechs Monaten verlangt werden.

(3) Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der
Beginn der Mitteilungspflicht nicht festzustellen, so
kann die Vertragsstrafe in entsprechender Anwen-
dung der Absätze 1 und 2 über einen geschätzten
Zeitraum, der längstens sechs Monate betragen
darf, erhoben werden.

Teil 4 Abrechnung der Energielieferung

§ 11 Ablesung
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, für Zwecke der Ab-

rechnung die Ablesedaten zu verwenden, die er vom
Netzbetreiber oder vom Messstellenbetreiber oder von
dem die Messung durchführenden Dritten erhalten hat.

(2) Der Grundversorger kann die Messeinrichtungen
selbst ablesen oder verlangen, dass diese vom Kun-
den abgelesen werden, wenn dies
1. zum Zwecke einer Abrechnung nach § 12 Abs. 1,
2. anlässlich eines Lieferantenwechsels oder
3. bei einem berechtigten Interesse des Grundver-

sorgers an einer Überprüfung der Ablesung er-
folgt. Der Kunde kann einer Selbstablesung im
Einzelfall widersprechen, wenn diese ihm nicht
zumutbar ist. Der Grundversorger darf bei einem
berechtigten Widerspruch nach Satz 2 für eine
eigene Ablesung kein gesondertes Entgelt verlan-
gen.

(3) Wenn der Netzbetreiber oder der Grundversorger das
Grundstück und die Räume des Kunden nicht zum
Zwecke der Ablesung betreten kann, darf der Grund-
versorger den Verbrauch auf der Grundlage der letzten
Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem Ver-
brauch vergleichbarer Kunden unter angemessener Be-
rücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse schät-
zen. Dasselbe gilt, wenn der Kunde eine vereinbarte
Selbstablesung nicht oder verspätet vornimmt.

§ 12 Abrechnung
(1) Der Gasverbrauch wird nach Maßgabe des § 40 Ab-

satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes abgerechnet.
(2) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraums

die verbrauchsabhängigen Preise, so wird der für die
neuen Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig be-
rechnet; jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen
sind auf der Grundlage der für Haushaltskunden
maßgeblichen Erfahrungswerte angemessen zu be-
rücksichtigen. Entsprechendes gilt bei Änderung des
Umsatzsteuersatzes und erlösabhängiger Abgaben-
sätze.

(3) Im Falle einer Belieferung nach § 2 Abs. 2 ist ent-
sprechend Absatz 2 Satz 1 eine pauschale zeitantei-
lige Berechnung des Verbrauchs zulässig, es sei denn,
der Kunde kann einen geringeren als den von dem
Grundversorger angesetzten Verbrauch nachweisen.

§ 13 Abschlagszahlungen
(1) Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerechnet,

so kann der Grundversorger für das nach der letzten
Abrechnung verbrauchte Gas eine Abschlagszahlung
verlangen. Diese ist anteilig für den Zeitraum der
Abschlagszahlung entsprechend dem Verbrauch im
zuletzt abgerechneten Zeitraum zu berechnen. Ist
eine solche Berechnung nicht möglich, so bemisst
sich die Abschlagszahlung nach dem durchschnitt-
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lichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der
Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich ge-
ringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen.

(2) Ändern sich die Allgemeinen Preise, so können die
nach der Preisänderung anfallenden Abschlagszah-
lungen mit dem Vomhundertsatz der Preisänderung
entsprechend angepasst werden.

(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Ab-
schlagszahlungen verlangt wurden, so ist der über-
steigende Betrag unverzüglich zu erstatten,
spätestens aber mit der nächsten Abschlagsforde-
rung zu verrechnen. Nach Beendigung des Versor-
gungsverhältnisses sind zu viel gezahlte Abschläge
unverzüglich zu erstatten.

§ 14 Vorauszahlungen
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, für den Gasver-

brauch eines Abrechnungszeitraums Vorauszahlung
zu verlangen, wenn nach den Umständen des Ein-
zelfalles Grund zu der Annahme besteht, dass der
Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder
nicht rechtzeitig nachkommt. Bei Verlangen einer
Vorauszahlung ist der Kunde hierüber ausdrücklich
und in verständlicher Form zu unterrichten. Hierbei
sind mindestens der Beginn, die Höhe und die
Gründe der Vorauszahlung sowie die Voraussetzun-
gen für ihren Wegfall anzugeben.

(2) Die Vorauszahlungbemisst sich nach dem Verbrauch
des vorhergehenden Abrechnungszeitraums oder
dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer
Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Ver-
brauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen
zu berücksichtigen. Erstreckt sich der Abrechnungs-
zeitraum über mehrere Monate und erhebt der
Grundversorger Abschlagszahlungen, so kann er die
Vorauszahlung nur in ebenso vielen Teilbeträgen
verlangen. Die Vorauszahlung ist bei der nächsten
Rechnungserteilung zu verrechnen.

(3) Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der
Grundversorger beim Kunden einen Bargeld- oder
Chipkartenzähler oder sonstige vergleichbare Vor-
kassensysteme einrichten.

§ 15 Sicherheitsleistung
(1) Ist der Kunde zur Vorauszahlung nach § 14 nicht be-

reit oder nicht in der Lage, kann der Grundversorger
in angemessener Höhe Sicherheit verlangen.

(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz
nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verzinst.

(3) Ist der Kunde in Verzug und kommt er nach erneuter
Zahlungsaufforderung nicht unverzüglich seinen
Zahlungsverpflichtungen aus dem Grundversorgungs-
verhältnis nach, so kann der Grundversorger die 
Sicherheit verwerten. Hierauf ist in der Zahlungs-
aufforderung hinzuweisen. Kursverluste beim Ver-
kauf von Wertpapieren gehen zu Lasten des Kunden.

(4) Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, wenn
keine Vorauszahlung mehr verlangt werden kann.

§ 16 Rechnungen und Abschläge
(1) Vordrucke für Rechnungen und Abschläge müssen

einfach verständlich sein. Die für die Forderung
maßgeblichen Berechnungsfaktoren sind vollständig
und in allgemein verständlicher Form auszuweisen.

(2) Der Grundversorger hat in den ergänzenden Bedin-
gungen mindestens zwei mögliche Zahlungsweisen
anzugeben.

§ 17 Zahlung, Verzug
(1) Rechnungen und Abschläge werden zu dem vom

Grundversorger angegebenen Zeitpunkt, frühestens
jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsauf-
forderung fällig. Einwände gegen Rechnungen und
Abschlagsberechnungen berechtigen gegenüber dem
Grundversorger zum Zahlungsaufschub oder zur
Zahlungsverweigerung nur,
1. soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offen-

sichtlichen Fehlers besteht oder
2. sofern
a) der in einer Rechnung angegebene Verbrauch

ohne ersichtlichen Grund mehr als doppelt so
hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorhe-
rigen Abrechnungszeitraum ist und

b) der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrich-
tung verlangt und solange durch die Nachprü-
fung nicht die ordnungsgemäße Funktion des
Messgeräts festgestellt ist.

§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt von Satz 2
unberührt.
(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann der Grundver-

sorger, wenn er erneut zur Zahlung auffordert oder
den Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt,
die dadurch entstandenen Kosten für strukturell ver-
gleichbare Fälle pauschal berechnen; die pauschale
Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein. Die
Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der
Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf
Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrund-
lage nachzuweisen.

(3) Gegen Ansprüche des Grundversorgers kann vom
Kunden nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig
festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden.

§ 18 Berechnungsfehler
(1) Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine

Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen oder wer-
den Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages
festgestellt, so ist die Überzahlung vom Grundver-
sorger zurückzuzahlen oder der Fehlbetrag vom Kun-
den nachzuentrichten. Ist die Größe des Fehlers
nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Mess-
einrichtung nicht an, so ermittelt der Grundversor-
ger den Verbrauch für die Zeit seit der letzten
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fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsver-
brauch des ihr vorhergehenden und des der Feststel-
lung des Fehlers nachfolgenden Ablesezeitraums
oder auf Grund des vorjährigen Verbrauchs durch
Schätzung; die tatsächlichen Verhältnisse sind an-
gemessen zu berücksichtigen. Bei Berechnungsfeh-
lern auf Grund einer nicht ordnungsgemäßen
Funktion einer Messeinrichtung ist der vom Mess-
stellenbetreiber ermittelte und dem Kunden mitge-
teilte korrigierte Verbrauch der Nachberechnung zu
Grunde zu legen.

(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststel-
lung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum be-
schränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers
kann über einen größeren Zeitraum festgestellt wer-
den; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens
drei Jahre beschränkt.

Teil 5 Beendigung des Grundversorgungsverhältnisses

§ 19 Unterbrechung der Versorgung
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, die Grundversor-

gung ohne vorherige Androhung durch den Netzbe-
treiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde
dieser Verordnung in nicht unerheblichem Maße
schuldhaft zuwiderhandelt und die Unterbrechung
erforderlich ist, um den Gebrauch von Gas unter Um-
gehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der
Messeinrichtungen zu verhindern.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei
der Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz
Mahnung, ist der Grundversorger berechtigt, die
Grundversorgung vier Wochen nach Androhung un-
terbrechen zu lassen und den zuständigen Netzbe-
treiber nach § 24 Abs. 3 der Niederdruckanschluss-
verordnung mit der Unterbrechung der Grundversor-
gung zu beauftragen. Dies gilt nicht, wenn die Fol-
gen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere
der Zuwiderhandlung stehen oder der Kunde dar-
legt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er sei-
nen Verpflichtungen nachkommt. Der Grundversorger
kann mit der Mahnung zugleich die Unterbrechung der
Grundversorgung androhen, sofern dies nicht außer
Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung steht.

(3) Der Beginn der Unterbrechung der Grundversorgung
ist dem Kunden drei Werktage im Voraus anzukün-
digen.

(4) Der Grundversorger hat die Grundversorgung unver-
züglich wiederherstellen zu lassen, sobald die
Gründe für ihre Unterbrechung entfallen sind und
der Kunde die Kosten der Unterbrechung und Wie-
derherstellung der Belieferung ersetzt hat. Die Kos-
ten können für strukturell vergleichbare Fälle
pauschal berechnet werden; die pauschale Berech-
nung muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pau-
schale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der
Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf
Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrund-
lage nachzuweisen. Der Nachweis geringerer Kosten
ist dem Kunden zu gestatten.

§ 20 Kündigung
(1) Der Grundversorgungsvertrag kann mit einer Frist

von zwei Wochen gekündigt werden. Eine Kündi-
gung durch den Grundversorger ist nur möglich, so-
weit eine Pflicht zur Grundversorgung nach § 36
Abs. 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes nicht
besteht.

(2) Die Kündigung bedarf der Textform. Der Grundver-
sorger soll eine Kündigung des Kunden unverzüglich
nach Eingang in Textform bestätigen.

(3) Der Grundversorger darf keine gesonderten Entgelte
für den Fall einer Kündigung des Vertrages, insbe-
sondere wegen eines Wechsels des Lieferanten, ver-
langen.

§ 21 Fristlose Kündigung
Der Grundversorger ist in den Fällen des § 19 Abs. 1 be-
rechtigt, das Vertragsverhältnis fristlos zu kündigen,
wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung der Grund-
versorgung wiederholt vorliegen. Bei wiederholten Zuwi-
derhandlungen nach § 19 Abs. 2 ist der Grundversorger
zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie zwei 
Wochen vorher angedroht wurde; § 19 Abs. 2 Satz 2 und
3 gilt entsprechend.

Teil 6 Schlussbestimmungen

§ 22 Gerichtsstand
Gerichtsstand für die beiderseitigen Verpflichtungen aus
dem Grundversorgungsvertrag ist der Ort der Gasab-
nahme durch den Kunden.

§ 23 Übergangsregelung
Der Grundversorger ist verpflichtet, die Kunden durch
öffentliche Bekanntgabe und Veröffentlichung auf seiner
Internetseite über die Vertragsanpassung nach § 115
Abs. 2 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes zu infor-
mieren. Die Anpassung erfolgt, soweit die Frist nach 
§ 115 Abs. 2 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes noch
nicht abgelaufen ist, durch die öffentliche Bekanntgabe
nach Satz 1 mit Wirkung vom auf die Bekanntmachung
folgenden Tag.
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1. Erweiterung und Änderung von Anlagen 
und Verbrauchsgeräten 

zu § 7 GasGVV
Der Kunde ist verpflichtet, den Stadtwerken Stade alle
zur Bildung des Grundpreises und des Leistungs-/Mess-
preises erforderlichen Angaben zu machen und jede Än-
derung der Verhältnisse, die eine Veränderung des
Leistungs-, Grund- oder Messpreises zur Folge haben
kann, unverzüglich und unaufgefordert mitzuteilen. Zu
den erforderlichen Angaben gehören insbesondere sol-
che über Art, Anzahl und Anschlusswerte der Ver-
brauchseinrichtungen.

2. Ablesung 
zu § 11 GasGVV
Vom Kunden selbst abgelesene Zählerdaten kommen
dann zur Abrechnung, wenn zwischen Ablesetermin und
Übermittlung der abgelesenen Daten nicht mehr als vier
Wochen liegen.

3. Abrechnung und Abschlagszahlungen 
zu § 12 GasGVV
3.1 Die Abrechnung des Gasverbrauchs findet grund-

sätzlich einmal jährlich kostenfrei statt. Die Stadt-
werke Stade GmbH erhebt monatliche Abschlags-
zahlungen (Teilbeträge).

3.2 Abweichend von Ziff. 3.1 bieten die Stadtwerke
Stade an, den Gasverbrauch monatlich, vierteljähr-
lich oder halbjährlich (unterjährige Abrechnung)
kostenpflichtig nach Maßgabe der Ziffern 3.3. bis
3.4 abzurechnen.

3.3 Eine unterjährige Abrechnung kann immer nur 
mit Beginn eines Kalendermonats aufgenommen
werden.

3.4 Der Wunsch nach einer unterjährigen Abrechnung
ist den Stadtwerken Stade vom Kunden möglichst
in Textform spätestens einen Monat vor dem ge-
wünschten Anfangsdatum mitzuteilen.

4. Zahlungsweise
zu § 16 GasGVV
Der Kunde ist berechtigt, seine fälligen Zahlungen wahl-
weise auf folgende Weisen zu leisten:

a) Lastschriftverfahren / Einzugsermächtigung
Durch dieses bequeme Verfahren ist bei ausreichen-
der Kontodeckung garantiert, dass alle Zahlungen

pünktlich zu den Fälligkeitsterminen erfolgen. Die
Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats an die
Stadtwerke Stade GmbH unter entsprechender 
Anweisung an das Kreditinstitut, die gezogenen
Lastschriften einzulösen, erfolgt ausschließlich in
Textform und kann jederzeit widerrufen werden.
b) Überweisung
Überweisungen müssen auf das von der Stadtwerke
Stade GmbH mitgeteilte Konto unter Angabe der 
Kundennummer erfolgen. Die Überweisung ist
rechtzeitig erfolgt, wenn der Zahlbetrag auf dem
Konto am Fälligkeitstermin gutgeschrieben ist.
c) Barzahlung

5. Zahlungsverzug
zu § 17 Abs. 2 GasGVV
5.1 Mahnentgelt

Bei Zahlungsverzug des Kunden wird für jede Mah-
nung einer fälligen Rechnung berechnet (umsatz-
steuerfrei).

5.2 Nachinkasso
Für jeden Nachinkassogang werden folgende 
Beträge berechnet (umsatzsteuerfrei):
Pauschalbetrag: EUR 12,50 (netto)

6. Kosten für Unterbrechung und
Wiederherstellung der Versorgung 

zu § 19 GasGVV
Für die Unterbrechung und Wiederherstellung der Ver-
sorgung werden dem Kunden in Rechnung gestellt:

a) die vom Netzbetreiber berechneten Kosten,
b) EUR 7,90 (netto) Aufwandspauschale für die 
Unterbrechung (umsatzsteuerfrei)
c) EUR 2,10 (netto) Aufwandspauschale für die
Wiederherstellung (EUR 2,50 brutto).

7. Kündigung 
zu § 20 GasGVV
Eine Kündigung des Kunden soll mindestens folgende
Angaben enthalten:
- Kundennummer
- ggf. neue Rechnungsanschrift
- Zählernummer
- ggf. Name und Adresse des Eigentümers/Vermieters
der bisherigen Verbrauchsstelle.

Ergänzende Bedingungen der Stadtwerke Stade GmbH 
zu der Gasgrundversorgungsverordnung – GasGVV

Gultig ab: 01.10.2013

Auf Grundlage der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden 
und die Ersatzversorgung mit Erdgas aus dem Niederdrucknetz (Gas GVV) gelten für die Stadtwerke Stade GmbH
nachfolgende Ergänzende Bedingungen:
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Verordnung 
über Allgemeine 
Bedingungen für die 
Versorgung mit Wasser
(AVBWasserV) 
vom 20. Juni 1980 

Wasser
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Ausfertigungsdatum: 20.06.1980

„Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versor -
gung mit Wasser vom 20. Juni 1980 (BGBl. I S. 750, 1067),
die zuletzt durch Artikel 8 der Verordnung vom 11. De-
zember 2014 (BGBl. I S. 2010) geändert worden ist“

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 8 V v. 11.12.2014 I 2010

Maßgaben aufgrund des EinigVtr vgl. AVBWasserV 
Anhang EV; Maßgaben nicht mehr anzuwenden gem.
Art. 1 Nr. 4 Buchst. d DBuchst. oo G v. 21.1.2013 I 91
mWv 29.1.2013

Eingangsformel
Auf Grund des § 27 des Gesetzes zur Regelung des Rechts
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen vom 9. Dezem-
ber 1976 (BGBl. I S. 3317) wird mit Zustimmung des
Bundesrates verordnet:

§1 Gegenstand der Verordnung
(1) Soweit Wasserversorgungsunternehmen für den An-

schluss an die öffentliche Wasserversorgung und für
die öffentliche Versorgung mit Wasser Vertragsmuster
oder Vertragsbedingungen verwenden, die für eine
Vielzahl von Verträgen vorformuliert sind (allge-
meine Versorgungsbedingungen), gelten die §§ 2 bis
34. Diese sind, soweit Absatz 3 und § 35 nichts an-
deres vorsehen, Bestandteil des Versorgungsvertrages.

(2) Die Verordnung gilt nicht für den Anschluss und die
Versorgung von Industrieunternehmen und Weiter-
verteilern sowie für die Vorhaltung von Löschwasser.

(3) Der Vertrag kann auch zu allgemeinen Versorgungs-
bedingungen abgeschlossen werden, die von den
§§ 2 bis 34 abweichen, wenn das Wasserversor-
gungsunternehmen einen Vertragsabschluss zu den
allgemeinen Bedingungen dieser Verordnung ange-
boten hat und der Kunde mit den Abweichungen
ausdrücklich einverstanden ist. Auf die abweichen-
den Bedingungen sind die §§ 305 bis 310 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs anzuwenden.

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen hat seine all-
gemeinen Versorgungsbedingungen, soweit sie in
dieser Verordnung nicht abschließend geregelt sind
oder nach Absatz 3 von den §§ 2 bis 34 abweichen,
einschließlich der dazugehörenden Preisregelungen
und Preislisten in geeigneter Weise öffentlich be-
kanntzugeben.

§ 2 Vertragsabschluss
(1) Der Vertrag soll schriftlich abgeschlossen werden.

Ist er auf andere Weise zustande gekommen, so hat
das Wasserversorgungsunternehmen den Vertrags-
abschluss dem Kunden unverzüglich schriftlich zu
bestätigen. Wird die Bestätigung mit automati-
schen Einrichtungen ausgefertigt, bedarf es keiner
Unterschrift. Im Vertrag oder in der Vertragsbestä-
tigung ist auf die allgemeinen Versorgungsbedin-
gungen hinzuweisen.

(2) Kommt der Vertrag dadurch zustande, dass Wasser
aus dem Verteilungsnetz des Wasserversorgungsun-
ternehmens entnommen wird, so ist der Kunde ver-
pflichtet, dies dem Unternehmen unverzüglich
mitzuteilen. Die Versorgung erfolgt zu den für gleich -
artige Versorgungsverhältnisse geltenden Preisen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflichtet,
jedem Neukunden bei Vertragsabschluss sowie den
übrigen Kunden auf Verlangen die dem Vertrag zu-
grunde liegenden allgemeinen Versorgungsbedingun-
gen einschließlich der dazugehörenden Preis rege lun-
gen und Preislisten unentgeltlich auszuhändigen.

§ 3 Bedarfsdeckung
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen hat dem Kun-

den im Rahmen des wirtschaftlich Zumutbaren die
Möglichkeit einzuräumen, den Bezug auf den von
ihm gewünschten Verbrauchszweck oder auf einen
Teilbedarf zu beschränken. Der Kunde ist verpflich-
tet, seinen Wasserbedarf im vereinbarten Umfange
aus dem Verteilungsnetz des Wasserversorgungsun-
ternehmens zu decken.

(2) Vor der Errichtung einer Eigengewinnungsanlage
hat der Kunde dem Wasserversorgungsunterneh-
men Mitteilung zu machen. Der Kunde hat durch
geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von
seiner Eigenanlage keine Rückwirkungen in das 
öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich sind.



34

AV
BW

as
se

rV

§ 4 Art der Versorgung
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen stellt zu den

jeweiligen allgemeinen Versorgungsbedingungen
einschließlich der dazugehörenden Preise Wasser
zur Verfügung.  

(2) Änderungen der allgemeinen Versorgungsbedin-
gungen werden erst nach öffentlicher Bekanntgabe
wirksam. Dies gilt auch für die dazugehörenden
Preise, sofern sie nicht dem Kunden im Einzelfall
mitgeteilt werden.

(3) Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvor-
schriften und den anerkannten Regeln der Technik
für die vereinbarte Bedarfsart (Trink- oder Betriebs-
wasser) entsprechen. Das Wasserversorgungsunter-
nehmen ist verpflichtet, das Wasser unter dem
Druck zu liefern, der für eine einwandfreie Deckung
des üblichen Bedarfs in dem betreffenden Versor-
gungsgebiet erforderlich ist. Das Unternehmen ist
berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des
Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behördli-
chen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln
der Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fäl-
len aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen
zwingend notwendig ist; dabei sind die Belange des
Kunden möglichst zu berücksichtigen. 

(4) Stellt der Kunde Anforderungen an Beschaffenheit
und Druck des Wassers, die über die vorgenannten
Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm
selbst, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen.

§ 5  Umfang der Versorgung, Benachrichtigung 
bei Versorgungsunterbrechungen

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflich-
tet, Wasser im vereinbarten Umfang jederzeit am
Ende der Anschlussleitung zur Verfügung zu stellen.
Dies gilt nicht 
1. soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstel-
lung der öffentlichen Wasserversorgung erforderlich
oder sonst vertraglich vorbehalten sind, 
2. soweit und solange das Unternehmen an der Ver-
sorgung durch höhere Gewalt oder sonstige Um-
stände, deren Beseitigung ihm  wirtschaftlich nicht
zugemutet werden kann, gehindert ist. 

(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit
dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten er-
forderlich ist. Das Wasserversorgungsunternehmen
hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit un-
verzüglich zu beheben.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die Kun-
den bei einer nicht nur für kurze Dauer beabsich-
tigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in
geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Be-
nachrichtigung entfällt, wenn die Unterrichtung 

1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich
ist und das Unternehmen dies nicht zu vertreten
hat oder

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unter -
brechungen verzögern würde.

§ 6 Haftung bei Versorgungsstörungen
(1) Für Schäden, die ein Kunde durch Unterbrechung

der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkei-
ten in der Belieferung erleidet, haftet das ihn
beliefernde Wasserversorgungsunternehmen aus
Ver trag oder unerlaubter Handlung im Falle
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der

Gesundheit des Kunden, es sei denn, dass der Scha -
den von dem Unternehmen oder einem Erfül-
lungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsätz-
 lich noch fahrlässig verursacht worden ist,

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass
der Schaden weder durch Vorsatz noch durch
grobe Fahrlässigkeit des Unternehmens oder
eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen ver-
ursacht worden ist,

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass die-
ser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahr-
lässigkeit des Inhabers des Unternehmens oder
eines vertretungsberechtigten Organs oder Ge-
sellschafters verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist
nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen
anzuwenden.
(2) Absatz 1 ist auch auf Ansprüche von Kunden anzu-

wenden, die diese gegen ein drittes Wasserversor-
gungsunternehmen aus unerlaubter Handlung gel-
tend machen. Das Wasserversorgungsunternehmen
ist verpflichtet, seinen Kunden auf Verlangen über
die mit der Schadensverursachung durch ein drittes
Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen in-
soweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind
oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt wer-
den können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung
des Schadensersatzes erforderlich ist.

(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 Euro.
(4) Ist der Kunde berechtigt, das gelieferte Wasser an

einen Dritten weiterzuleiten, und erleidet dieser durch
Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung einen Scha-
den, so haftet das Wasserversorgungsunternehmen
dem Dritten gegenüber in demselben Umfange wie
dem Kunden aus dem Versorgungsvertrag. 

(5) Leitet der Kunde das gelieferte Wasser an einen
Dritten weiter, so hat er im Rahmen seiner rechtli-
chen Möglichkeiten sicherzustellen, dass dieser aus
unerlaubter Handlung keine weitergehenden Scha-
densersatzansprüche erheben kann, als sie in den
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Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Das Wasserver-
sorgungsunternehmen hat den Kunden hierauf bei
Abschluss des Vertrages besonders hinzuweisen.

(6) Der Kunde hat den Schaden unverzüglich dem ihn
beliefernden Wasserversorgungsunternehmen oder,
wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unter-
nehmen mitzuteilen. Leitet der Kunde das gelieferte
Wasser an einen Dritten weiter, so hat er diese Ver-
pflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen.

§ 7 (weggefallen)

§ 8 Grundstücksbenutzung
(1) Kunden und Anschlussnehmer, die Grundstücksei-

gentümer sind, haben für Zwecke der örtlichen Ver-
sorgung das Anbringen und Verlegen von Leitungen
einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von
Wasser über ihre im gleichen Versorgungsgebiet lie-
genden Grundstücke sowie erforderliche Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht
betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung
angeschlossen sind, die vom Eigentümer in wirt-
schaftlichem Zusammenhang mit der Wasserversor-
gung genutzt werden oder für die die Möglichkeit
der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteil-
haft ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme
der Grundstücke den Eigentümer mehr als notwen-
dig oder in unzumutbarer Weise belasten würde. 

(2) Der Kunde oder Anschlussnehmer ist rechtzeitig
über Art und Umfang der beabsichtigten Inan-
spruchnahme des Grundstückes zu benachrichtigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der
Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisheri-
gen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die
Kosten der Verlegung hat das Wasserversorgungs-
unternehmen zu tragen; dies gilt nicht, soweit die
Einrichtungen ausschließlich der Versorgung des
Grundstücks dienen.

(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grund-
stückseigentümer die Entfernung der Einrichtungen zu
gestatten oder sie auf Verlangen des Unternehmens
noch fünf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei
denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 

(5) Kunden und Anschlussnehmer, die nicht Grund-
stückseigentümer sind, haben auf Verlangen des
Wasserversorgungsunternehmens die schriftliche
Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Be-
nutzung des zu versorgenden Grundstücks im Sinne
der Absätze 1 und 4 beizubringen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für öffentliche Ver-
kehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstü-
cke, die durch Planfeststellung für den Bau von
öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen
bestimmt sind. 

§ 9 Baukostenzuschüsse
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt,

von den Anschlussnehmern einen angemessenen
Baukostenzuschuss zur teilweisen Abdeckung der
bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendigen
Kosten für die Erstellung oder Verstärkung von der
örtlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen
zu verlangen, soweit sie sich ausschließlich dem
Versorgungsbereich zuordnen lassen, in dem der
Anschluss erfolgt. Baukostenzuschüsse dürfen
höchstens 70 vom Hundert dieser Kosten abdecken. 

(2) Der von den Anschlussnehmern als Baukostenzu-
schuss zu übernehmende Kostenanteil kann unter
Zugrundelegung der Straßenfrontlänge des anzu-
schließenden Grundstücks und des Preises für einen
Meter Versorgungsleitung bemessen werden. Der Preis
für einen Meter Versorgungsleitung ergibt sich aus den
Anschaffungs- und Herstellungskosten der in Ab-
satz 1 genannten Verteilungsanlagen, geteilt durch
die Summe der Straßenfrontlängen aller Grundstü-
cke, die im betreffenden Versorgungsbereich an die
Verteilungsanlagen angeschlossen werden können.
Das Wasserversorgungsunternehmen kann der Be-
rechnung eine die Verhältnisse des Versorgungsbe-
reichs berücksichtigende Mindeststraßenfrontlänge
von bis zu 15 Metern zugrunde legen.

(3)  Das Wasserversorgungsunternehmen kann bei der
Bemessung des Baukostenzuschusses an Stelle oder
neben der Straßenfrontlänge andere kostenorien-
tierte Bemessungseinheiten, wie die Grundstücks-
größe, die Geschossfläche oder die Zahl der Wohnungs-
einheiten oder gleichartiger Wirtschaftseinheiten
verwenden. In diesem Fall ist bei der Berechnung
des Baukostenzuschusses die Summe der Bemes-
sungseinheiten der Grundstücke zu berücksichtigen,
die im betreffenden Versorgungsbereich angeschlossen
werden können. 

(4) Ein weiterer Baukostenzuschuss darf nur verlangt
werden, wenn der Anschlussnehmer seine Leistungs-
anforderung wesentlich erhöht. Er ist nach den Ab-
sätzen 2 und 3 zu bemessen. 

(5) Wird ein Anschluss an eine Verteilungsanlage herge-
stellt, die vor dem 1. Januar 1981 errichtet worden
oder mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt be-
gonnen worden ist, so kann das Wasserversorgungs-
unternehmen abweichend von den Absätzen 1 bis 3
einen Baukostenzuschuss nach Maßgabe der für die
Anlage bisher verwendeten Berechnungsmaßstäbe
verlangen.

(6) Der Baukostenzuschuss und die in § 10 Abs. 5
geregelten Hausanschlusskosten sind getrennt zu
errechnen und dem Anschlussnehmer aufgegliedert
auszuweisen. 



36

AV
BW

as
se

rV

§ 10 Hausanschluss
(1) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des

Verteilungsnetzes mit der Kundenanlage. Er be-
ginnt an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes
und endet mit der Hauptabsperrvorrichtung. 

(2) Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie deren
Änderung werden nach Anhörung des Anschluss-
nehmers und unter Wahrung seiner berechtigten 
Interessen vom Wasserversorgungsunternehmen 
bestimmt.

(3) Hausanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen
des Wasserversorgungsunternehmens und stehen
vorbehaltlich abweichender Vereinbarung in dessen
Eigentum. In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages
genannten Gebiet bleibt das am Tag des Wirksam-
werdens des Beitritts bestehende Eigentum eines
Kunden an einem Hausanschluss, den er auf eigene
Kosten errichtet oder erweitert hat, bestehen, so-
lange er das Eigentum nicht auf das Wasserversor-
gungsunternehmen überträgt. Hausanschlüsse wer-
den ausschließlich von dem Wasserversorgungsunter-
nehmen hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert,
abgetrennt und beseitigt, müssen zugänglich und
vor Beschädigungen geschützt sein. Soweit das Ver-
sorgungsunternehmen die Erstellung des Hausan-
schlusses oder Veränderungen des Hausanschlusses
nicht selbst, sondern durch Nachunternehmer durch-
führen lässt, sind Wünsche des Anschlussnehmers
bei der Auswahl der Nachunternehmen zu berück-
sichtigen. Der Anschlussnehmer hat die baulichen
Voraussetzungen für die sichere Errichtung des
Hausanschlusses zu schaffen. Er darf keine Einwir-
kungen auf den Hausanschluss vornehmen oder
vornehmen lassen.

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt,
vom Anschlussnehmer die Erstattung der bei wirt-
schaftlicher Betriebsführung notwendigen Kosten
für
1. die Erstellung des Hausanschlusses,
2. die Veränderungen des Hausanschlusses, die durch

eine Änderung oder Erweiterung seiner Anlage
erforderlich oder aus anderen Gründen von ihm
veranlasst werden,

zu verlangen. Die Kosten können pauschal berechnet
werden.

(5) Kommen innerhalb von fünf Jahren nach Herstel-
lung des Hausanschlusses weitere Anschlüsse hinzu
und wird der Hausanschluss dadurch teilweise zum
Bestandteil des Verteilungsnetzes, so hat das Was-
serversorgungsunternehmen die Kosten neu aufzu-
teilen und dem Anschlussnehmer den etwa zuviel
gezahlten Betrag zu erstatten.

(6) Soweit hinsichtlich des Eigentums am Hausanschluss
und der daraus folgenden Pflichten zur Herstellung,

Unterhaltung, Erneuerung, Änderung, Abtrennung
und Beseitigung bestehende allgemeine Versor-
gungsbedingungen von Absatz 3 abweichen, können
diese Regelungen auch nach Inkrafttreten dieser
Verordnung beibehalten werden.

(7) Jede Beschädigung des Hausanschlusses, insbeson-
dere das Undichtwerden von Leitungen sowie sons-
tige Störungen sind dem Wasserversorgungs unter-
nehmen unverzüglich mitzuteilen.

(8) Kunden und Anschlussnehmer, die nicht Grundstücks-
eigentümer sind, haben auf Verlangen des Wasser-
versorgungsunternehmens die schriftliche Zustim-
mung des Grundstückseigentümers zur Herstellung
des Hausanschlusses unter Anerkennung der damit
verbundenen Verpflichtungen beizubringen.

§ 11 Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen kann verlangen,

dass der Anschlussnehmer auf eigene Kosten nach
seiner Wahl an der Grundstücksgrenze einen geeig-
neten Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank
anbringt, wenn
1. das Grundstück unbebaut ist oder
2. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlusslei-

tungen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind
oder nur unter besonderen Erschwernissen ver-
legt werden können, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des
Wasserzählers vorhanden ist.

(2) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Einrich-
tungen in ordnungsgemäßem Zustand und jeder-
zeit zugänglich zu halten.

(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Ein-
richtungen auf seine Kosten verlangen, wenn sie an
der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar
sind und die Verlegung ohne Beeinträchtigung
einer einwandfreien Messung möglich ist.

(4) § 10 Abs. 8 gilt entsprechend.

§ 12 Kundenanlage
(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung,

Änderung und Unterhaltung der Anlage hinter dem
Hausanschluss, mit Ausnahme der Messeinrichtun-
gen des Wasserversorgungsunternehmens ist der
Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage
oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder
sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben die-
sem verantwortlich.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschrif-
ten dieser Verordnung und anderer gesetzlicher
oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik errich-
tet, erweitert, geändert und unterhalten werden.
Die Errichtung der Anlage und wesentliche Verän-
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derungen dürfen nur durch das Wasserversorgungs-
unternehmen oder ein in ein Installateurverzeichnis
eines Wasserversorgungsunternehmens eingetrage-
nes Installationsunternehmen erfolgen. Das Was-
serversorgungsunternehmen ist berechtigt, die
Ausführung der Arbeiten zu überwachen.

(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen be-
finden, können plombiert werden. Ebenso können
Anlagenteile, die zur Kundenanlage gehören, unter
Plombenverschluss genommen werden, um eine ein-
wandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür er-
forderliche Ausstattung der Anlage ist nach den
Angaben des Wasserversorgungsunternehmens zu
veranlassen.

(4) Die Teile des Hausanschlusses, die in Anwendung
von § 10 Abs. 6 im Eigentum des Kunden stehen
und zu deren Unterhaltung er verpflichtet ist, sind
Bestandteile der Kundenanlage.

§ 13 Inbetriebsetzung der Kundenanlage
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen oder dessen

Beauftragte schließen die Kundenanlage an das
Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb.

(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist beim Wasser-
versorgungsunternehmen über das Installationsun-
ternehmen zu beantragen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen kann für die
Inbetriebsetzung vom Kunden Kostenerstattung ver-
langen; die Kosten können pauschal berechnet werden. 

§ 14 Überprüfung der Kundenanlage
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt,

die Kundenanlage vor und nach ihrer Inbetriebset-
zung zu überprüfen. Es hat den Kunden auf er-
kannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen
und kann deren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit
gefährden oder erhebliche Störungen erwarten las-
sen, so ist das Wasserversorgungsunternehmen be-
rechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu
verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist es
hierzu verpflichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprü-
fung der Anlage sowie durch deren Anschluss an das
Verteilungsnetz übernimmt das Wasserversorgungs-
unternehmen keine Haftung für die Mängelfreiheit
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn es bei einer Über-
prüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für
Leib oder Leben darstellen.

§ 15 Betrieb, Erweiterung und Änderung von
Kundenanlagen und Verbrauchseinrichtungen; 
Mitteilungspflichten

(1) Anlage und Verbrauchseinrichtungen sind so zu be-
treiben, dass Störungen anderer Kunden, störende
Rückwirkungen auf Einrichtungen des Wasserver-
sorgungsunternehmens oder Dritter oder Rückwir-
kungen auf die Güte des Trinkwasser ausge-
schlossen sind.

(2) Erweiterungen und Änderungen der Anlage sowie
die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtun-
gen sind dem Wasserversorgungsunternehmen mit-
zuteilen, soweit sich dadurch preisliche Bemessungs-
größen ändern oder sich die vorzuhaltende Leis-
tung wesentlich erhöht.

§ 16 Zutrittsrecht
Der Kunde hat dem mit einem Ausweis versehenen
Beauftragten des Wasserversorgungsunternehmens
den Zutritt zu seinen Räumen und zu den in § 11 ge-
nannten Einrichtungen zu gestatten, soweit dies für
die Prüfung der technischen Einrichtungen, zur
Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach
dieser Verordnung, insbesondere zur Ablesung, oder
zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen
erforderlich und vereinbart ist.

§ 17 Technische Anschlussbedingungen
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt,

weitere technische Anforderungen an den Hausan-
schluss und andere Anlagenteile sowie an den Be-
trieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus
Gründen der sicheren und störungsfreien Versor-
gung, insbesondere im Hinblick auf die Erforder-
nisse des Verteilungsnetzes notwendig ist. Diese
Anforderungen dürfen den anerkannten Regeln der
Technik nicht widersprechen. Der Anschluss be-
stimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der
vorherigen Zustimmung des Versorgungsunterneh-
mens abhängig gemacht werden. Die Zustimmung
darf nur verweigert werden, wenn der Anschluss
eine sichere und störungsfreie Versorgung gefähr-
den würde.

(2) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die weite-
ren technischen Anforderungen der zuständigen Be-
hörde anzuzeigen. Die Behörde kann sie bean-
standen, wenn sie mit Inhalt und Zweck dieser Ver-
ordnung nicht zu vereinbaren sind. 
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§ 18 Messung
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen stellt die vom

Kunden verbrauchte Wassermenge durch Messein-
richtungen fest, die den eichrechtlichen Vorschriften
entsprechen müssen. Bei öffentlichen Verbrauchs-
einrichtungen kann die gelieferte Menge auch rech-
nerisch ermittelt oder geschätzt werden, wenn die
Kosten der Messung außer Verhältnis zur Höhe des
Verbrauchs stehen.

(2) Das Wasserversorgungsunternehmen hat dafür Sorge
zu tragen, dass eine einwandfreie Messung der ver-
brauchten Wassermenge gewährleistet ist. Es be-
stimmt Art, Zahl und Größe sowie Anbringungsort der
Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, Anbrin-
gung, Überwachung, Unterhaltung und Entfernung
der Messeinrichtungen Aufgabe des Unternehmens.
Es hat den Kunden und den Anschlussnehmer anzu-
hören und deren berechtigte Interessen zu wahren.
Es ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden oder des
Hauseigentümers die Messeinrichtungen zu verlegen,
wenn dies ohne Beeinträchtigung einer einwand-
freien Messung möglich ist; der Kunde oder der Haus-
eigentümer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen.

(3) Der Kunde haftet für das Abhandenkommen und
die Beschädigung der Messeinrichtungen, soweit ihn
hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Be-
schädigungen und Störungen dieser Einrichtungen
dem Wasserversorgungsunternehmen unverzüglich
mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser,
Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen.

§ 19 Nachprüfung von Messeinrichtungen
(1) Der Kunde kann jederzeit die Nachprüfung der Mess -

einrichtung nach § 39 des Mess- und Eichgesetzes
verlangen. Stellt der Kunde den Antrag auf Prüfung
nicht bei dem Wasserversorgungsunternehmen, so
hat er dieses vor Antragstellung zu benachrichtigen.

(2) Die Kosten der Prüfung fallen dem Unternehmen zur
Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrs-
fehlergrenzen überschreitet, sonst dem Kunden.

§ 20 Ablesung
(1) Die Messeinrichtungen werden vom Beauftragten

des Wasserversorgungsunternehmens möglichst in
gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen des Un-
ternehmens vom Kunden selbst abgelesen. Dieser
hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtun-
gen leicht zugänglich sind.

(2) Solange der Beauftragte des Unternehmens die
Räume des Kunden nicht zum Zwecke der Ablesung
betreten kann, darf das Unternehmen den Ver-
brauch auf der Grundlage der letzten Ablesung
schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind ange-
messen zu berücksichtigen.

§ 21 Berechnungsfehler
(1) Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine

Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen oder wer-
den Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages
festgestellt, so ist der zuviel oder zuwenig berech-
nete Betrag zu erstatten oder nachzuentrichten. Ist
die Größe des Fehlers nicht einwandfrei festzustel-
len oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so er-
mittelt das Wasserversorgungsunternehmen den
Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien
Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch des ihr
vorhergehenden und des der Feststellung des Feh-
lers nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf Grund
des vorjährigen Verbrauchs durch Schätzung; die
tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu be-
rücksichtigen.

(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststel-
lung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum
beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers
kann über einen größeren Zeitraum festgestellt wer-
den; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens
zwei Jahre beschränkt.

§ 22 Verwendung des Wassers
(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des

Kunden, seiner Mieter und ähnlich berechtigter Per-
sonen zur Verfügung gestellt. Die Weiterleitung an
sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Zustimmung
des Wasserversorgungsunternehmens zulässig.
Diese muss erteilt werden, wenn dem Interesse an
der Weiterleitung nicht überwiegende versorgungs-
wirtschaftliche Gründe entgegenstehen.

(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden,
soweit nicht in dieser Verordnung oder auf Grund
sonstiger gesetzlicher oder behördlicher Vorschriften
Beschränkungen vorgesehen sind. Das Wasserver-
sorgungsunternehmen kann die Verwendung für
bestimmte Zwecke beschränken, soweit dies zur 
Sicherstellung der allgemeinen Wasserversorgung
erforderlich ist.

(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwas-
ser ist beim Wasserversorgungsunternehmen vor Be-
ginn der Bauarbeiten zu beantragen. Der Antrag-
steller hat dem Wasserversorgungsunternehmen
alle für die Herstellung und Entfernung des Bau-
wasseranschlusses entstehenden Kosten zu erstat-
ten. Die Sätze 1 und 2 gelten für Anschlüsse zu
sonstigen vorübergehenden Zwecken entsprechend.

(4) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum
Feuerlöschen, sondern zu anderen vorübergehen-
den Zwecken entnommen werden, sind hierfür Hyd-
rantenstandrohre des Wasserversorgungsunter-
nehmens mit Wasserzählern zu benutzen. 
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§ 23 Vertragsstrafe
(1) Entnimmt der Kunde Wasser unter Umgehung, Be-

einflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen oder nach Einstellung der Versorgung, so ist
das Wasserversorgungsunternehmen berechtigt,
eine Vertragsstrafe zu verlangen. Dabei kann höchs-
tens vom Fünffachen desjenigen Verbrauchs ausge-
gangen werden, der sich auf der Grundlage des
Vorjahresverbrauchs anteilig für die Dauer der un-
befugten Entnahme ergibt. Kann der Vorjahresver-
brauch des Kunden nicht ermittelt werden, so ist
derjenige vergleichbarer Kunden zugrunde zu
legen. Die Vertragsstrafe ist nach den für den Kun-
den geltenden Preisen zu berechnen.

(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden,
wenn der Kunde vorsätzlich oder grob fahrlässig die
Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforder-
lichen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe be-
trägt das Zweifache des Betrags, den der Kunde bei
Erfüllung seiner Verpflichtung nach den für ihn gel-
tenden Preisen zusätzlich zu zahlen gehabt hätte.

(3) Ist die Dauer der unbefugten Entnahme oder der
Beginn der Mitteilungspflicht nicht festzustellen, so
kann die Vertragsstrafe nach vorstehenden Grund-
sätzen über einen festgestellten Zeitraum hinaus
für längstens ein Jahr erhoben werden.

§ 24 Abrechnung, Preisänderungsklauseln
(1) Das Entgelt wird nach Wahl des Wasserversorgungs-

unternehmens monatlich oder in anderen Zeitab-
schnitten, die jedoch zwölf Monate nicht wesentlich
überschreiten dürfen, abgerechnet.

(2) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitrau-
mes die Preise, so wird der für die neuen Preise
maßgebliche Verbrauch zeitanteilig berechnet; jah-
reszeitliche Verbrauchsschwankungen sind auf der
Grundlage der für die jeweilige Abnehmergruppe
maßgeblichen Erfahrungswerte angemessen zu be-
rücksichtigen. Entsprechendes gilt bei Änderung
des Umsatzsteuersatzes.

(3) Preisänderungsklauseln sind kostennah auszuge-
stalten. Sie dürfen die Änderung der Preise nur von
solchen Berechnungsfaktoren abhängig machen,
die der Beschaffung und Bereitstellung des Wassers
zuzurechnen sind. Die Berechnungsfaktoren müssen
vollständig und in allgemein verständlicher Form
ausgewiesen werden.

§ 25 Abschlagszahlungen
(1) Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerech-

net, so kann das Wasserversorgungsunternehmen
für die nach der letzten Abrechnung verbrauchte
Wassermenge Abschlagszahlung verlangen. Diese
ist anteilig für den Zeitraum der Abschlagszahlung
entsprechend dem Verbrauch im zuletzt abgerech-
neten Zeitraum zu berechnen. Ist eine solche Be-
rechnung nicht möglich, so bemisst sich die Ab-
schlagszahlung nach dem durchschnittlichen Ver-
brauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde
glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer
ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. 

(2) Ändern sich die Preise, so können die nach der
Preisänderung anfallenden Abschlagszahlungen
mit dem Vomhundertsatz der Preisänderung ent-
sprechend angepasst werden.

(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Ab-
schlagszahlungen verlangt wurden, so ist der über-
steigende Betrag unverzüglich zu erstatten,
spätestens aber mit der nächsten Abschlagsforde-
rung zu verrechnen. Nach Beendigung des Versor-
gungsverhältnisses sind zuviel gezahlte Abschläge
unverzüglich zu erstatten.

§ 26 Vordrucke für Rechnungen und Abschläge
Vordrucke für Rechnungen und Abschläge müssen ver-
ständlich sein. Die für die Forderung maßgeblichen Be-
rechnungsfaktoren sind vollständig und in allgemein
verständlicher Form auszuweisen.

§ 27 Zahlung, Verzug
(1) Rechnungen und Abschläge werden zu dem vom

Wasserversorgungsunternehmen angegebenen Zeit-
punkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang
der Zahlungsaufforderung fällig.

(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann das Wasser-
versorgungsunternehmen, wenn es erneut zur Zah-
lung auffordert oder den Betrag durch einen
Beauftragten einziehen lässt, die dadurch entstan-
denen Kosten auch pauschal berechnen.
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§ 28 Vorauszahlungen
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt,

für den Wasserverbrauch eines Abrechnungszeit-
raums Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach den
Umständen des Einzelfalles zu besorgen ist, dass
der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht
oder nicht rechtzeitig nachkommt.

(2) Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem Verbrauch
des vorhergehenden Abrechnungszeitraumes oder
dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer
Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Ver-
brauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen
zu berücksichtigen. Erstreckt sich der Abrechnungs-
zeitraum über mehrere Monate und erhebt das Was-
serversorgungsunternehmen Abschlagszahlungen,
so kann es die Vorauszahlung nur in ebenso vielen
Teilbeträgen verlangen. Die Vorauszahlung ist bei
der nächsten Rechnungserteilung zu verrechnen.

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann
das Wasserversorgungsunternehmen auch für die
Erstellung oder Veränderung des Hausanschlusses
sowie in den Fällen des § 22 Abs. 3 Satz 1 Voraus-
zahlung verlangen.

§ 29 Sicherheitsleistung
(1) Ist der Kunde oder Anschlussnehmer zur Vorauszah-

lung nicht in der Lage, so kann das Wasserversor-
gungsunternehmen in angemessener Höhe Sicher-
heitsleistung verlangen.

(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz
nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verzinst.

(3) Ist der Kunde oder Anschlussnehmer in Verzug und
kommt er nach erneuter Zahlungsaufforderung
nicht unverzüglich seinen Zahlungsverpflichtungen
aus dem Versorgungsverhältnis nach, so kann sich
das Wasserversorgungsunternehmen aus der Sicher-
heit bezahlt machen. Hierauf ist in der Zahlungs-
aufforderung hinzuweisen. Kursverluste beim Ver-
kauf von Wertpapieren gehen zu Lasten des Kunden
oder Anschlussnehmers.

(4) Die Sicherheit ist zurückzugeben, wenn ihre Voraus-
setzungen weggefallen sind.

§ 30 Zahlungsverweigerung
Einwände gegen Rechnungen und Abschlagsberech-
nungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder
zur Zahlungsverweigerung nur,
1. soweit sich aus den Umständen ergibt, dass 

offensichtliche Fehler vorliegen, und
2. wenn der Zahlungsaufschub oder die Zahlungs-

verweigerung innerhalb von zwei Jahren nach
Zugang der fehlerhaften Rechnung oder Abschlags-
berechnung geltend gemacht wird.

§ 31 Aufrechnung
Gegen Ansprüche des Wasserversorgungsunternehmens
kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festge-
stellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden.

§ 32 Laufzeit des Versorgungsvertrages, Kündigung
(1) Das Vertragsverhältnis läuft solange ununterbro-

chen weiter, bis es von einer der beiden Seiten mit
einer Frist von einem Monat auf das Ende eines Ka-
lendermonats gekündigt wird. 

(2) Bei einem Umzug ist der Kunde berechtigt, den Ver-
trag mit zweiwöchiger Frist auf das Ende eines Ka-
lendermonats zu kündigen.

(3) Wird der Verbrauch von Wasser ohne ordnungsmä-
ßige Kündigung eingestellt, so haftet der Kunde
dem Wasserversorgungsunternehmen für die Bezah-
lung des Wasserpreises für den von der Messeinrich-
tung angezeigten Verbrauch und für die Erfüllung
sämtlicher sonstiger Verpflichtungen.

(4) Ein Wechsel in der Person des Kunden ist dem Was-
serversorgungsunternehmen unverzüglich mitzutei-
len und bedarf dessen Zustimmung. Das Unter-
nehmen ist nicht verpflichtet, dem Eintritt des Dritten
in die sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden
Rechte und Pflichten zuzustimmen.

(5) Tritt anstelle des bisherigen Wasserversorgungsun-
ternehmens ein anderes Unternehmen in die sich
aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein, so bedarf es hierfür nicht der Zustim-
mung des Kunden. Der Wechsel des Wasserversor-
gungsunternehmens ist öffentlich bekanntzugeben.

(6) Die Kündigung bedarf der Schriftform.
(7) Der Kunde kann eine zeitweilige Absperrung seines

Anschlusses verlangen, ohne damit das Vertragsver-
hältnis zu lösen.

§ 33 Einstellung der Versorgung, fristlose Kündigung
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt,

die Versorgung fristlos einzustellen, wenn der Kun-
de den allgemeinen Versorgungsbedingungen zuwi-
derhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von

Personen oder Anlagen abzuwenden,
2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Be-

einflussung oder vor Anbringung der Messein-
richtungen zu verhindern oder

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Kunden,
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des
Unternehmens oder Dritter oder Rückwirkungen auf
die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind.
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(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz
Mahnung, ist das Wasserversorgungsunternehmen
berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach An-
drohung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Kun-
de darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer
Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen
und hinreichende Aussicht besteht, dass der Kunde
seinen Verpflichtungen nachkommt. Das Wasserver-
sorgungsunternehmen kann mit der Mahnung zu-
gleich die Einstellung der Versorgung androhen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die Versor-
gung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die
Gründe für ihre Einstellung entfallen sind und der
Kunde die Kosten der Einstellung und Wiederauf-
nahme der Versorgung ersetzt hat. Die Kosten kön-
nen pauschal berechnet werden.

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen ist in den Fäl-
len des Absatzes 1 berechtigt, das Vertragsverhält-
nis fristlos zu kündigen, in den Fällen der Nummern
1 und 3 jedoch nur, wenn die Voraussetzungen zur
Einstellung der Versorgung wiederholt vorliegen.
Bei wiederholten Zuwiderhandlungen nach Absatz
2 ist das Unternehmen zur fristlosen Kündigung be-
rechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher angedroht
wurde; Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 34 Gerichtsstand
(1) Der Gerichtsstand für Kaufleute, juristische Personen

des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche
Sondervermögen ist am Sitz der für den Kunden zu-
ständigen Betriebsstelle des Wasserversorgungsun-
ternehmens.

(2) Das gleiche gilt,
1. wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichts-

stand im Inland hat oder
2. wenn der Kunde nach Vertragsschluss seinen Wohn-

sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem
Geltungsbereich dieser Verordnung verlegt oder
sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 

§ 35 Öffentlich-rechtliche Versorgung mit Wasser
(1) Rechtsvorschriften, die das Versorgungsverhältnis

öffentlich-rechtlich regeln, sind den Bestimmungen
dieser Verordnung entsprechend zu gestalten; un-
berührt bleiben die Regelungen des Verwaltungs-
verfahrens sowie gemeinderechtliche Vorschriften
zur Regelung des Abgabenrechts.

(2) Bei Inkrafttreten dieser Verordnung geltende Rechts-
vorschriften, die das Versorgungsverhältnis öffent-
lich-rechtlich regeln, sind bis zum 1. Januar 1982
anzupassen.

§ 36 (weggefallen)

§ 37 Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1980

in Kraft.
(2) Die §§ 2 bis 34 gelten auch für Versorgungsver-

träge, die vor dem 1. April 1980 zustande gekom-
men sind, unmittelbar. Das Wasserversorgungs-
unternehmen ist verpflichtet, die Kunden in geeig-
neter Weise hierüber zu unterrichten. Laufzeit und
Kündigungsbestimmungen der vor Verkündung die-
ser Verordnung abgeschlossenen Versorgungsver-
träge bleiben unberührt.

(3) § 24 Abs. 2 und 3, § 25 Abs. 1 und 2 sowie § 28
gelten nur für Abrechnungszeiträume, die nach
dem 31. Dezember 1980 beginnen.

Schlussformel 
Der Bundesminister für Wirtschaft

Datenschutz 
Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten
des Auftraggebers nach den geltenden Datenschutz-
gesetzen, insbesondere der Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO). Details enthält die Information zur 
Verarbeitung personenbezogener Daten, die der Auftrag-
nehmer dem Auftraggeber mit Abschluss des Vertrages
gesondert zur Verfügung stellt.
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